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Statuten 

Vom 29. Mai 2015 

1. Firma und Sitz 

Art. 1 Firma 

Unter dem Namen "Wohngenossenschaft Im langen Loh" besteht eine Genossen-
schaft gemäss Artikel 828 ff. des schweizerischen Obligationenrechts. Die Dauer der 
Genossenschaft ist unbeschränkt. 

Art. 2 Sitz 

Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3 Zweck Mittel 

1) Die Genossenschaft bezweckt, in gemeinsamer Selbsthilfe und Mitverantwortung 
ihren Mitgliedern preisgünstigen Wohnraum zu verschaffen und diesen danach 
der Spekulation zu entziehen. 

2) Die Genossenschaft hält ihre Gebäude in einem guten baulichen Zustand und 
erneuert sie periodisch. Sie kann auch Grundstücke und Baurechte erwerben. 

3) Mit einem fortlaufenden, nachhaltigen, kosten- und qualitätsbewussten Unterhalt 
passt die Genossenschaft ihre Gebäude an den Stand der technischen Möglich-
keiten an und sorgt damit für die Werterhaltung der Gebäude. Dazu gehört auch 
die regelmässige Prüfung von Massnahmen zur Wohnwertsteigerung der Liegen-
schaften und ihrer Umgebung. 

4) Der Mietzins muss die langfristige Werterhaltung gewährleisten (Kostenmiete). 

5) Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisationen mit gleichen 
oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen. Sie ist Mitglied des Dachverbandes der 
Wohngenossenschaften. 

Art. 4 Grundsätze der Vermietung 

1) Die Vermietung ist Aufgabe des Vorstandes. Er erlässt zu diesem Zweck ein Ver-
mietungsreglement. 

2) Der Vorstand richtet die Vermietungspraxis darauf aus, dass Wohnraum und An-
zahl der Benutzer bei grösseren Wohneinheiten in einem angemessenen Ver-
hältnis zueinander stehen. 

3) Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnobjekte auf der Basis der Kostenmiete. 
Weitere Einzelheiten bezüglich der Mietzinskalkulation (Rabatte) werden in ei-
nem separaten Reglement (Mietzinsreglement) festgehalten, welches vom Vor-
stand erlassen wird. 

4) Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung 
mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft gekündigt werden. 

5) Die Mitglieder sind verpflichtet, selber in der von ihnen gemieteten Wohnung zu 
wohnen und dort zivilrechtlich Wohnsitz zu haben. 
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6) Jegliche Untervermietung oder Zweckentfremdung des Wohnraumes ist nur mit 
ausdrücklicher Zustimmung des Vorstandes möglich. Einzelheiten regelt das 
Vermietungsreglement. 

7) Die Genossenschaft kann höchstens 10 Prozent der Nutzungsfläche ihrer Lie-
genschaften zur gewerblichen Nutzung an Nichtmitglieder vermieten. Sie verein-
bart dabei marktübliche Mietzinse, die auch einen angemessenen Gewinnbeitrag 
beinhalten. Gleiches gilt, wenn die Genossenschaft aus rechtlichen Gründen ver-
pflichtet ist, Wohnraum an ein Nichtmitglied zu vermieten. 

3. Mitgliedschaft 

Art. 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

1) Mitglied kann jede natürliche, volljährige Person werden, die Mieter einer Woh-
nung oder eines Einfamilienhauses der Genossenschaft ist und dort ihren Wohn-
sitz begründet. 

2) Grundsätzlich treten beide Ehegatten, Konkubinatspartner und in häuslicher Ge-
meinschaft lebende Personen der Genossenschaft mit allen Mitgliedschaftsrech-
ten und -pflichten bei, sofern die Statuten im Einzelfall nicht etwas anderes be-
stimmen. Die für die Mitgliedschaft geltende Anzahl von Anteilscheinen wird in 
der Regel auf beide Personen ausgestellt. 

3) Die Aufnahme erfolgt mit Beschluss des Vorstandes. Dieser beschliesst endgül-
tig über die Aufnahme und kann diese ohne Angabe der Gründe verweigern. 

4) Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der erforderlichen 
Genossenschaftsanteile. 

Art. 6 Erlöschen der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Ausschluss, Tod resp. Auflösung. 

Art. 7 Austritt 

1) Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt 
die schriftliche Kündigung des Mietvertrages voraus. 

2) Die Kündigung des Mietvertrages gilt als Austritt. Der Austritt gilt auf Ende des 
Geschäftsjahres unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist. Der 
Vorstand kann den vorzeitigen Austritt insbesondere auf Ende der mietrechtli-
chen Kündigungsfrist bewilligen. 

3) Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der 
Austritt nicht mehr erklärt werden. Die Kündigung beendet in diesem Fall einzig 
das Mietverhältnis. 

Art. 8 Ausschluss 

1) Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossenschaft ausge-
schlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Aus-
schlussgründe vorliegt: 

a. Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossen-
schaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonformer Beschlüsse der 
Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung 
des Ansehens oder der wirtschaftlichen Belange der Genossenschaft; 
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b. Missachtung der Pflicht, selber in der gemieteten Wohnung zu wohnen und 
dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben; 

c. Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und dazugehörende 
Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwecken benutzt werden; 

d. Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unterbelegung; 

e. Missachtung der Bestimmungen von Statuten und allfälliger Reglemente der 
Genossenschaft; 

f. Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungsgrundes, 
insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie 
anderer Verletzungen des Mietvertrages; 

g. bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 10 vorgesehen 
ist. 

2) Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszugehen, ausser wenn 
diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündigung nach Art. 257f Abs. 4 OR 
erfolgt. 

3) Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch einge-
schriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung 
an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem/der Ausgeschlossenen steht wäh-
rend 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Ge-
neralversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat 
der/die Ausgeschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine/ihre Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4) Die Anrufung des Gerichts nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Monaten bleibt vor-
behalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wirkung. 

5) Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtlichen Bestim-
mungen. 

Art. 9 Tod 

1) Stirbt ein Mitglied, welches Mieter oder Mieterin eines Mietobjektes der Genos-
senschaft gewesen ist, kann der/die im Haushalt lebende Ehe- bzw. Lebens-
partner oder Lebenspartnerin die Mitgliedschaft des/der Verstorbenen und gege-
benenfalls dessen/deren Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner oder die 
Lebenspartnerin muss nachweisen, dass er/sie Erbe des/der Verstorbenen ist. 

2) Andere im gleichen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des 
Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag ab-
schliessen. 

Art. 10 Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung 

1) Weist das Gericht in einem Eheschutzentscheid, Trennungs- oder Scheidungs-
urteil die Benützung der Wohnung einem der beiden Ehepartner zu, wird ein 
neuer Mietvertrag auf die in der Wohnung verbleibende Person ausgestellt. 

2) Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossenschaftsanteile richten 
sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil 
bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung des Anteilscheinkapitals erst er-
folgt, nachdem der/die verbleibende Ehepartner/in den entsprechenden Betrag 
an die Genossenschaft überwiesen hat. 
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4. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Art. 11 Rechte der Mitglieder 

Die Mitglieder haben folgende Rechte: 

1. Mitwirkung an der Willensbildung der Genossenschaft durch Teilnahme an der 
Generalversammlung und Ausübung des Stimmrechts; 

2. Aktives und passives Wahlrecht bei der Wahl des Vorstands und der internen 
Revisionsstelle, aktives Wahlrecht bei der Wahl der externen Revisionsstelle; 

3. Auskunftsrecht; 

4. Miete einer Wohnung oder eines Einfamilienhauses; 

5. Mietzinsreduktionen gemäss Mietzinsreglement. 

Art. 12 Miete einer Wohnung oder eines Einfamilienhauses 

1) Die Mitglieder haben das Recht gemäss des Vermietungsreglements eine Woh-
nung oder ein Einfamilienhaus der Genossenschaft zu mieten. 

2) Über die Zuteilung von Mietobjekten entscheidet der Vorstand. Er ist dabei nicht 
verpflichtet, Gesuche von Mitgliedern bevorzugt zu behandeln. Vorbehalten blei-
ben Gesuche von Mitgliedern, die in ein kleineres Mietobjekt umziehen möchten. 
Der Vorstand regelt die Grundsätze der Zuteilung in einem Vermietungsregle-
ment. 

3) Nimmt ein Mitglied auf Dauer eine erwachsene Person bei sich auf, ist er ver-
pflichtet, den Vorstand zu informieren. Dieser lädt die zugezogene Person ein, 
der Genossenschaft beizutreten, und strebt deren Einbezug in das bestehende 
Mietverhältnis an. Die Genossenschaft kann die Aufnahme nur verweigern, 
wenn: 

a. dafür ein wichtiger Grund vorliegt; 

b. das Vermietungsreglement für diese Wohngemeinschaft keine Zuteilung ei-
nes Mietobjektes der betreffenden Kategorie vorsieht; 

c. bereits zwei in diesem Haushalt lebende Personen Mitglied der Genossen-
schaft sind. 

4) Das Recht auf die Miete eines Einfamilienhauses oder einer Vierzimmerwohnung 
fällt dahin, wenn dieses nur noch von einer Person bewohnt wird. Die Genossen-
schaft bietet dem Mitglied in diesem Fall den Umzug in ein kleineres Mietobjekt 
an. Lehnt das Mitglied ein solches Angebot ab, so kann es aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden. 

Art. 13 Pflichten der Mitglieder 

Die Mitglieder verpflichten sich Genossenschaftsanteile zu übernehmen, die mietver-
traglichen Pflichten zu erfüllen und die Interessen der Genossenschaft in guten 
Treuen zu wahren. 

Art. 14 Genossenschaftsanteile 

1) Die Mitglieder sind verpflichtet, Genossenschaftsanteile zu bezahlen. Die Anzahl 
der zu übernehmenden Anteile ist abhängig von der Kategorie des vom Mitglied 
gemieteten Wohnobjekts und beträgt maximal 6 Nettomonatsmietzinse gerundet 
auf den nächsten Anteil. 
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2) Die aktuelle Höhe des Anteilscheinkapitals und der Termin der Fälligkeit einer 
Erhöhung wird durch die Generalversammlung festgelegt. 

3) Der Nennwert jedes Anteils beträgt 500 Franken. 

4) Für die Genossenschaftsanteile werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes 
Mitglied erhält jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung. 

5) Das Anteilscheinkapital wird nicht verzinst. 

6) Die Höhe des Anteilscheinkapitals der Bewohner in der Alterssiedlung ist im Ver-
mietungsreglement des Genossenschaftsverbandes Gotthelf-lselin-Quartier fest-
gelegt. Dieses wird von der Delegiertenversammlung verabschiedet. 

7) Näheres wie die Zahlungsmodalitäten regelt der Vorstand im Vermietungsregle-
ment. Der Vorstand kann die Zahlungsfrist erstrecken. 

Art. 15 Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1) Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprüche auf Genos-
senschaftsvermögen mit Ausnahme des Anspruchs auf Rückzahlung der einbe-
zahlten Genossenschaftsanteile. 

2) Die Rückzahlung erfolgt höchstens zum Nennwert. Die Auszahlung erfolgt in der 
Regel innert eines Monats nach Genehmigung der Jahresrechnung durch die 
nächste Generalversammlung. 

3) Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem ausscheidenden Mit-
glied zustehenden Forderungen mit dessen Guthaben aus den Genossen-
schaftsanteilen zu verrechnen. 

4) Dauerte die Mitgliedschaft weniger als zwei Jahre, so wird der gemäss Punkt 2 
ermittelte Rückerstattungsbetrag um 20 % gekürzt. Bei einer Dauer von weniger 
als einem Jahr beträgt die Kürzung 30 %. 

Art. 16 Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1) Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschaftsanteilen sowie 
deren Übertragung an Personen, die nicht Mitglied der Genossenschaft sind, ist 
ausgeschlossen. 

2) Eine Übertragung ist nur von Mitglied zu Mitglied zulässig, benötigt aber die Zu-
stimmung des Vorstandes. 

5. Organisation 

Art. 17 Organe der Genossenschaft 

1) Generalversammlung 

2) Vorstand (Verwaltung) 

3) Revisionsstelle 

4) Geschäftsprüfungskommission 

Art. 18 Befugnisse der Generalversammlung 

1) Der Generalversammlung stehen folgende unübertragbare Befugnisse zu: 

a. Festsetzung und Änderung der Statuten; 
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b. Wahl und Abberufung des Präsidenten, der weiteren Mitglieder des Vorstan-
des sowie der Revisionsstelle; 

c. Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

d. Abnahme der Betriebsrechnung und der Bilanz und gegebenenfalls die Be-
schlussfassung über die Verteilung des Bilanzgewinnes; 

e. Entlastung der Mitglieder des Vorstandes; 

f. Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Woh-
nungen; 

g. Beschlussfassung über Ersatzneubauten und Neubauten; 

h. Beschlussfassung über Anträge von Mitgliedern auf Traktandierung eines 
Geschäftes, soweit dieses der Beschlussfassung durch die Generalver-
sammlung unterliegt; 

i. Wahl und Abberufung der Geschäftsprüfungskommission; 

j. Entscheidung über Berufungen gegen Beschlüsse des Vorstandes zum Aus-
schluss von Mitgliedern aus der Genossenschaft; 

k. Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossenschaft; 

l. Beschlussfassung über weitere Gegenstände, die der Generalversammlung 
durch das Gesetz oder die Statuten vorbehalten sind oder die ihr vom Vor-
stand unterbreitet werden. 

2) Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäfts müssen spätestens 
14 Tage vor der Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht wer-
den. 

Art. 19 Einberufung und Leitung der Generalversammlung 

1) Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb der ersten Hälfte 
des Kalenderjahres statt. 

2) Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, sofern eine vor-
angegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die 
Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies schriftlich 
verlangt. Die Einberufung hat innert 8 Wochen nach Eingang des Begehrens zu 
erfolgen. 

3) Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 28 Tage vor dem 
Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und 
bei Anträgen auf Änderungen der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Än-
derungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden 
der Einladung Jahresbericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle 
beigelegt; diese Unterlagen sind auch 20 Tage vor der Versammlung am Ge-
schäftsdomizil zur Einsicht aufzulegen. 

4) Über Anträge zu nicht gehörig angekündigten Verhandlungsgegenständen kön-
nen keine Beschlüsse gefasst werden; ausgenommen sind Anträge auf Einberu-
fung einer ausserordentlichen Generalversammlung. 

5) Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mitglied des Vor-
standes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten 
wählen. 
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Art. 20 Stimmrecht der Generalversammlung 

1) Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme. 

2) Ein Mitglied kann sich durch einen handlungsfähigen Familienangehörigen oder 
ein anderes Mitglied mit schriftlicher Vollmacht an der Generalversammlung ver-
treten lassen. Niemand kann jedoch mehr als zwei Stimmen auf sich vereinen. 

3) Bei Beschlüssen über die Entlastung des Vorstandes haben Personen, die in ir-
gendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimm-
recht. 

Art. 21 Beschlüsse und Wahlen der Generalversammlung 

1) Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutengemäss einberu-
fen worden ist. 

2) Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht 10% der anwesenden 
und vertretenden Stimmen die geheime Wahl oder Abstimmung verlangen. 

3) Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im 
zweiten Wahlgang das relative Mehr. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen 
werden nicht mitgezählt. 

4) Für Statutenänderungen, den Verkauf von Grundstücken sowie für die Auflösung 
und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 

5) Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 lit. d und Abs. 5 Fusionsgesetz bleiben vor-
behalten. 

6) Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom/von der 
Vorsitzenden und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist. Den Mit-
gliedern ist das Protokoll zugänglich zu machen. 

Art. 22 Auskunftsrecht der Mitglieder 

1) Jedes Mitglied ist berechtigt, an der Generalversammlung vom Vorstand und den 
Revisionsstellen Auskunft über die Tätigkeit und die finanzielle Lage der Genos-
senschaft zu verlangen. Vorstand und Revisionsstelle können die Auskunft nur 
soweit verweigern, als dies zur Wahrung schützenswerter übergeordneter Inte-
ressen unabdingbar ist. 

Art. 23 Wahl und Wählbarkeit des Vorstandes 

1) Der Vorstand besteht aus mindestens fünf und höchstens neun Personen, die 
Mitglied sein müssen. Lediglich der Präsident wird von der Generalversammlung 
bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2) Die Mitglieder des Vorstandes werden auf drei Jahre gewählt, und zwar so, dass 
jedes Jahr ein Drittel der Mitglieder zur Neuwahl kommt. Die Mitglieder sind wie-
der wählbar. 

3) Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder 
wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossenschaft stehen oder als Vor-
standsmitglied mit einem anderen Mitglied im gemeinsamen Haushalt leben. 

4) Die gewählten Vorstandsmitglieder sollen ihre Absicht, den Rücktritt zu erklären, 
dem Präsidenten mindestens drei Monate vor der ordentlichen Generalversamm-
lung bekannt geben. 
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Art. 24 Aufgaben des Vorstandes 

1) Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statuarischen Bestimmungen 
für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Genossenschaft zuständig, die nicht 
ausdrücklich einem anderen Organ vorbehalten sind. 

2) Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jah-
resrechnung und dem Jahresbericht zusammensetzt Der Jahresbericht stellt den 
Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossen-
schaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3) Die rechtsverbindliche Unterschrift für die Genossenschaft führen die Vorstands-
mitglieder in Kollektivunterschrift zu zweien. Der Vorstand bezeichnet die zeich-
nungsberechtigten Personen. 

4) Der Vorstand kann die Liegenschaftsverwaltung inklusive Abschluss und Kündi-
gung von Mietverträgen sowie das Führen der Buchhaltung einer professionellen 
Liegenschaftsverwaltung übertragen. 

5) Der Vorstand kann für bestimmte Aufgaben Kommissionen einsetzen. Die Mehr-
heit der Kommission hat aus Mitgliedern zu bestehen. Soweit solche auf Dauer 
eingesetzt werden, sind deren Aufgaben und Kompetenzen im Organisationsreg-
lement festzulegen. 

6) Der Vorstand erlässt die allgemeinen Mietbedingungen sowie erforderliche Reg-
lemente und Ordnungen. 

Art. 25 Reglemente, Allgemeine Mietbedingungen, Ordnungen  

Der Vorstand erlässt: 

a. das Organisationsreglement; dieses ordnet die Geschäftsführung, bestimmt 
die hierfür erforderlichen Stellen, umschreibt deren Aufgaben und regelt die 
Berichterstattung. 

b. das Vermietungsreglement; dieses regelt die Zuteilung von Mietobjekten und 
die Zahlungsmodalitäten des AS-Kapitals 

c. das Mietzinsreglement; dieses regelt die Grundsätze der Berechnung der 
Mietzinse resp. der zu gewährenden Rabatte. 

d. die Allgemeinen Mietbedingungen und soweit erforderlich; 

e. ausführende Ordnungen (wie Haus-, Garten- oder Spielplatzordnung). 

Art. 26 Vorstandssitzungen 

1) Vorstandsitzungen werden von dem Präsidenten oder der Stellvertretung einbe-
rufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2) Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. 
Er beschliesst mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der Vor-
sitzende hat bei Stimmengleichheit den Stichentscheid. 

6. Revisionsstelle, Geschäftsprüfungskommission 

Art. 27 Revisionsstelle 

1) Die Generalversammlung wählt als Revisionsstelle ein Revisionsunternehmen 
mit einer Zulassung durch die eidgenössische Revisionsaufsichtsbehörde. Die 
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Revisionsstelle führt eine eingeschränkte Revision im Sinne von Art. 727a OR 
durch. 

2) Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr gewählt. Ihr Amt endet mit der Ab-
nahme der letzten Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist möglich. Eine Abberu-
fung ist jederzeit und fristlos möglich. 

Art. 28 Geschäftsprüfungskommission (GPK) 

1) Die GPK prüft die Geschäftsführung des Vorstandes und berichtet schriftlich an 
der Generalversammlung. 

2) Sie besteht aus drei Mitgliedern und einem Ersatzmitglied, die von der General-
versammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt werden. 

3) Die Zeit von einer ordentlichen Generalversammlung zur nächsten wird als ein 
Jahr gerechnet. Wiederwahl ist nicht zulässig. Bei Ersatzwahlen treten die Ge-
wählten in die Amtsdauer ihrer Vorgänger ein. Die Amtsdauern sind so zu staf-
feln, dass jedes Jahr die Amtsdauer eines Mitglieds zu Ende geht. Kann ein Mit-
glied seine Aufgaben nicht wahrnehmen, so tritt das Ersatzmitglied an seine 
Stelle. 

4) Die Mitglieder der GPK müssen Mitglieder der Genossenschaft sein. 

5) Das Mandat als Mitglied der Geschäftsprüfungskommission ist nicht vereinbar 
mit einem Mandat der Revisionsstelle oder einer mit ihm in gemeinsamem Haus-
halt lebenden Person als Vorstandsmitglied; einem arbeitsvertraglichen Verhält-
nis oder einer anderen dauerhaften Geschäftsbeziehung zur Genossenschaft, 
einem Vorstandsmitglied oder einer mit einem solchen in gemeinsamem Haus-
halt lebenden Person. 

7. Rechnungswesen 

Art. 29 Geschäftsjahr und Jahresrechnung 

1) Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

2) Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang und wird 
nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, 
dass die Vermögens- und Ertragslage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt 
werden kann. Sie enthält auch Vorjahreszahlen. 

3) Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unterbreiten. 

Art. 30 Gewinn 

Ein Reinertrag fällt in seinem ganzen Umfang in das Genossenschaftsvermögen. 
Eine Gewinnausschüttung ist ausgeschlossen. 

Art. 31 Fonds 

1) Die Generalversammlung kann die Äufnung von Fonds zu einem von ihr be-
stimmten Zweck beschliessen. 

2) Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, dient in 
erster Linie der Äufnung der Fonds. 

3) Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR 
über die Höhe der Einlage in den gesetzlichen Reservefonds. Über die Bean-
spruchung des gesetzlichen Reservefonds entscheidet der Vorstand unter Be-
achtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
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4) Über die Äufnung des gesetzlichen Fonds und der übrigen Fonds (Erneuerungs-
fonds sowie allfällige weitere Fonds) entscheidet die Generalversammlung im 
Rahmen der jährlichen Gewinnverteilung. 

5) Werden der Genossenschaft von Dritten oder Mitgliedern Vermögenswerte über-
lassen, so entscheidet der Vorstand über deren Verwendung. Vorbehalten blei-
ben Auflagen des Zuwendenden. Soweit erforderlich errichtet der Vorstand einen 
Fonds und erstellt ein Fondsreglement. 

Art. 32 Entschädigung der Organe 

1) Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädi-
gung gemäss den Richtlinien des Dachverbandes, welche sich nach den Aufga-
ben der einzelnen Mitglieder richtet. 

2) Mitglieder von Kommissionen haben Anspruch auf eine massvolle Entschädi-
gung. 

3) Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4) Die Gesamtsumme der Entschädigungen aller Organe, getrennt nach Vorstand, 
Revisionsstelle und weiteren Organen, ist in der Rechnung auszuweisen. 

5) Ferner werden den Mitgliedern von Vorstand, Revisionsstelle und Kommissionen 
die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Art. 33 Rechnungswesen 

1) Die Bücher der Genossenschaft sind nach bewährten kaufmännischen Grunds-
ätzen zu führen. Massgebend sind die Art. 957 bis 960e OR sowie die branchen-
üblichen Grundsätze. Leistungen von Bund, Kantonen und Gemeinden sind offen 
auszuweisen. 

2) Die Aktiven dürfen höchstens zu den Erwerbs- oder Erstellungskosten bilanziert 
werden. Wertvermehrende Investitionen dürfen aktiviert werden. 

3) Es sind angemessene Abschreibungen und Rückstellungen vorzunehmen. 

Art. 34 Haftung 

Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet ausschliesslich das Genossen-
schaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder persönliche Haftung der Mitglieder ist 
ausgeschlossen. 

8. Schlussbestimmungen 

Art. 35 Liquidation 

1) Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversammlung kann jeder-
zeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liquidation beschliessen. 

2) Der Auflösungsbeschluss erfordert die Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 

3) Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Gesetz und Statu-
ten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren/in-
nen beauftragt. 
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Art. 36 Liquidationsüberschuss 

Das nach Tilgung sämtlicher Schulden und Rückzahlung sämtlicher Genossen-
schaftsanteile zum Nennwert verbleibende Vermögen wird vollumfänglich der Stiftung 
Solidaritätsfonds von Wohnbaugenossenschaften Schweiz oder einer anderen ge-
meinnützigen Wohnbaugenossenschaft übereignet. 

Art. 37 Fusion 

1) Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft 
durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohnbauträger beschliessen; 
dazu benötigt es eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen (vorbehält-
lich qualifizierter Quoren gemäss Fusionsgesetz). 

2) Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vor-
gängig die Generalversammlung in einer Konsultativabstimmung befragen. 

Art. 38 Mitteilungen, Bekanntmachungen 

1) Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden internen Mitteilun-
gen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz 
nicht zwingend etwas anderes vorschreibt. 

2) Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Art. 39 Bundesamt für Wohnungswesen 

Entwürfe für Statutenänderungen müssen dem Bundesamt für Wohnungswesen 
vorab zur Genehmigung vorgelegt werden. 

 
 
Die vorliegenden Statuten wurden an der Generalversammlung vom 29. Mai 2015 genehmigt 
und treten als Ersatz der Statuten vom 20. Mai 2011 sofort in Kraft. 
 
 

9. Übergangsbestimmungen 

A Geschäftsräume 
Bei Mietverträgen betreffend die gewerbliche Nutzung der Mieträume, die am 
19.5.2006 in Kraft waren, wird in Abweichung der Statuten kein marktüblicher Miet-
zins, sondern weiterhin ein solcher, wie er sich bei analoger Anwendung der Bestim-
mungen über die Gewährung des Mitgliedrabattes ergibt, erhoben. 

B Juristische Personen 
Juristische Personen, die am 19.5.2006 Mitglied der Genossenschaft waren, behalten 
ihre Mitgliedschaft, solange ein Mietvertrag zwischen ihnen und der Genossenschaft 
in Kraft ist. Mit dem Erlöschen des Mietvertrages fällt die Mitgliedschaft dahin. 

C Ehegatten, eingetragene Partner und Konkubinatspartner 
Artikel 12 Absatz 4 ist sinngemäss anwendbar auf Ehegatten, eingetragene Partner 
sowie Konkubinatspartner eines Mitgliedes, die bei Inkrafttreten dieser Statuten mit 
diesem in gemeinsamem Haushalt in einem Mietobjekt der Genossenschaft wohnen 
und selbst nicht Mitglied und / oder Mieter sind. 

D Miete eines Einfamilienhauses 
Artikel 12 Absatz 4 gilt nicht für Mitglieder, die der Genossenschaft vor dem 19.5.2006 
oder nach diesem Datum gestützt auf Buchstabe C dieser Übergangsbestimmungen 
beigetreten sind. 
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E Zwei- und Dreizimmerwohnungen 
1 Mitglieder, deren Mietvertrag vor dem 19.5. 2006 abgeschlossen wurde, haben kei-
nen Anspruch auf einen Mitgliederrabatt. Dies gilt auch dann, wenn ein solcher Miet-
vertrag nach dem 19.5.2006 durch einen neuen ersetzt wird. 

2 Der Basismietzins entspricht in diesen Fällen der Kostenmiete gemäss Artikel 2 Ab-
satz 3 des Mietzinsreglementes. 

F Vierzimmerwohnungen und Einfamilienhäuser 
Für Mietverträge von 4-Zimmer-Wohnungen sowie Einfamilienhäusern, die vor dem 
19.5.2006 abgeschlossen wurden, gilt in teilweiser Abänderung der Artikel 1 bis 3 
(Mietzinsreglement) folgende Regelung: 

a. 1 Mitglieder, deren Mietvertrag vor dem 19.5. 2006 abgeschlossen wurde, haben 
keinen Anspruch auf einen Mitgliederrabatt. Dies gilt auch dann, wenn ein solcher 
Mietvertrag nach dem 19.5.2006 durch einen neuen ersetzt wird. 

2 Der Basismietzins entspricht in diesen Fällen den um den Familienrabatt erhöh-
ten Kostenmiete gemäss Artikel 2 Absatz 3. Für die Bemessung des Familienra-
battes gelten in Abweichung von Artikel 3 die nachfolgenden Bestimmungen. 

b. Die Genossenschaft strebt für diese Verträge mit Wirkung ab 1.1.2007 eine Miet-
zinserhöhung von 5,3% für Mietobjekte mit drei, 7,5% für solche mit vier und 
10,0% für solche mit fünf Zimmern an. 

c. Allen Mitgliedern, deren Mietzins gemäss Buchstabe b erhöht wird, gewährt die 
Genossenschaft einen Familienrabatt in der Höhe des Mietzinsaufschlags. Vor 
der Mietzinsanpassung besteht kein Anrecht auf einen Familienrabatt. 

d. Sind die Voraussetzungen für die Gewährung eines Familienrabatts gemäss Ar-
tikel 1 Absatz 3 (Mietzinsreglement) am 1.1. 2007 nicht erfüllt, so endet der An-
spruch auf den Familienrabatt am 31.12.2011. 

e. In allen andern Fällen endet der Anspruch auf die Gewährung des Familienra-
batts fünf Jahre nach dem Dahinfallen der Anspruchsvoraussetzungen gemäss 
Artikel 1 Absatz 3 (Mietzinsreglement) 
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Allgemeine Vertragsbestimmungen 

1. Grundlagen 

Massgebend für diesen Mietvertrag sind die Bestimmungen des schweizerischen Obli-
gationenrechts über die Miete und Pacht (Art. 253 ff. OR) sowie der Verordnung über 
die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen vom 9. Mai 1990 (VMWG), der 
Artikel 169 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches sowie die Statuten, die Reglemente 
und Beschlüsse der Organe der Wohngenossenschaft Im langen Loh und die sich auf 
die Vermietung auswirkenden Bestimmungen aus Baurechtsverträgen. Für die Berech-
nung des Mietzinses gelten zudem die Vorgaben des schweizerischen Wohnraumförde-
rungsgesetzes (WFG) sowie der schweizerischen Wohnraumförderungsverordnung 
(WFV). 

2. Mietzins 

Der Mietzins ist im Voraus, spätestens am Monatsersten (als Verfalltag) zahlbar. Ab der 
zweiten Mahnung fallen Fr. 20.- Mahngebühren an. 

2.1. Berechnungsgrundsätze 

Der Mietzins wird nach den Grundsätzen der Kostenmiete festgelegt. Massgeblich sind 
die Vorgaben des schweizerischen Wohnraumförderungsgesetzes (WFG) sowie der 
Wohnraumförderungsverordnung (WFV). Die Kostenmiete wird im Mietzinsreglement 
der Genossenschaft präzisiert.  

2.2. Nebenkosten 

Als Nebenkosten werden verrechnet: Warm- und Kaltwasser, deren Betriebskosten, Ab-
wassergebühren, allgemeiner Strom, Serviceabonnemente, Antennengebühren und die 
Gartenpflege der allgemeinen Bepflanzungen inkl. des Madeleine Born-Platzes. Sie kön-
nen als Pauschale verrechnet werden. 
 
Für die Abrechnung der Heiz- und Nebenkosten ist der Stichtag jeweils der 30. Juni. Es 
wird ein monatlicher Akontobetrag berechnet. Die Abrechnung ist der Mietpartei in der 
Regel jeweils innert sechs Monaten nach Ablauf der Abrechnungsperiode zuzustellen. 
Allfällige Mehrzahlungen der Mietpartei sind innert 30 Tagen nach Zustellung der Ab-
rechnung von der Vermieterin zurückzuzahlen. Ein Saldo zugunsten der Vermieterin ist 
innert derselben Frist von der Mietpartei zu überweisen. 
 
Auch bei pauschaler Abrechnung steht der Mietpartei das Recht zu, in die Belege Ein-
sicht zu nehmen. Wird von diesem Recht nicht innert 30 Tagen nach Zustellung der 
Abrechnung Gebrauch gemacht oder die Abrechnung innert dieser Frist nicht schriftlich 
beanstandet, so gilt die Abrechnung als anerkannt. 
 
Bei Auszug während einer Rechnungsperiode besteht kein Anspruch auf eine vorzeitige 
Abrechnung. Die Abrechnung wird nach Ende der Abrechnungsperiode an die neue 
Wohnadresse zugestellt. Die Kosten werden nach anerkannten Schlüsseln auf die ein-
zelnen Monate verteilt. 

2.3. Mietzinserhöhungen 

Mietzinserhöhungen erfolgen aus den im Wohnraumförderungsrecht ausdrücklich vor-
gesehenen Gründen. Zudem sind Mietzinserhöhungen möglich, um die in den Statuten 
oder in Generalversammlungsbeschlüssen gemachten Auflagen oder sich aus Bau-
rechtsverträgen ergebenden Verpflichtungen erfüllen zu können. 
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Mietzinserhöhungen müssen unter Berücksichtigung der vertraglichen Kündigungster-
mine und -fristen, verlängert um eine zehntägige Notifikationsfrist, mitgeteilt werden. 

2.4. Mietzinssenkungen 

Mietzinssenkungen erfolgen aus den im Wohnraumförderungsrecht ausdrücklich vorge-
sehenen Gründen. Eine allenfalls durch die Hypothekarzinssenkung geschaffene Er-
sparnis kann zurückbehalten werden, um die gesetzlich und statutarisch vorgesehenen 
und/oder durch die Generalversammlung beschlossenen Fonds zu äufnen. 

2.5. Mitteilungspflicht und Zustellung 

Die Mietpartei ist verpflichtet, Änderungen der persönlichen Verhältnisse wie Heirat, Ge-
burt, Eintragung der Partnerschaft, Scheidung, Tod des Ehe- bzw. eingetragenen Part-
ners, Änderung der Zustelladresse oder derjenigen des Ehe- bzw. eingetragenen Part-
ners sowie eine Veränderung der Zahl der in der Wohnung lebenden Personen der 
Vermieterin innerhalb von 30 Tagen schriftlich zu melden (Art. 12.3 der Statuten). Die 
Vermieterin ist berechtigt, bei den zuständigen Ämtern Auskunft über den Zivilstand der 
Mietpartei zu verlangen. Im Übrigen gelten die Vorgaben des Vermietungsreglements 
sowie des Mietzinsreglements der Wohngenossenschaft Im langen Loh. 
 
Das Mietverhältnis betreffende Mitteilungen der Vermieterin an die Mietpartei gelten als 
ordnungsgemäss zugestellt, wenn sie an der zuletzt gemeldeten Adresse zugehen. 

2.6. Datenschutz 

Die Vermieterin bzw. die Verwaltung der Genossenschaft bearbeitet die Personendaten, 
die vertraglichen Angaben sowie weitere personenbezogene Daten, die ihr von und über 
die Mietpartei zur Kenntnis gebracht werden, zum Zweck der Abwicklung des Mietver-
hältnisses sowie des Genossenschaftsverhältnisses. Die Vermieterin bzw. die Verwal-
tung der Genossenschaft ist bestrebt, die personenbezogenen Daten nur unter Einhal-
tung der gesetzlichen Bestimmungen zu bearbeiten. Sie gibt die bekannt gegebenen 
Daten zu diesem Zweck gegebenenfalls an eine Liegenschaftsverwaltung oder zum 
Zweck der Erfüllung von Instandsetzungs- und Instandhaltungsverpflichtungen der 
Mieträumlichkeiten bei Erforderlichkeit an Handwerker bzw. Dienstleister oder Behörden 
weiter. Die Mietpartei bestätigt mit der Unterschrift des Mietvertrags, dass die von ihr 
erteilten Auskünfte korrekt sind.  
 
Die Mietpartei stimmt der Bearbeitung ihrer Daten durch die Vermieterin bzw. die Ver-
waltung der Genossenschaft sowie der allfälligen Weitergabe an eine beauftragte Lie-
genschaftsverwaltung oder Handwerker und Behörden im Rahmen der Vertragserfüllung 
bzw. der Statuten der Genossenschaft ausdrücklich zu.  
 
Die Mietpartei verfügt über ein Auskunftsrecht, über ein Recht auf Berichtigung und bei 
ungerechtfertigter Bearbeitung über ein Recht auf Löschung der betreffenden Daten. 

3. Verrechnung von Anteilkapital/Mieterdarlehen 

Die Statuten der Wohnbaugenossenschaft sehen eine Beteiligung am Genossenschafts-
kapital vor. Die Mietpartei verpflichtet sich, die gemäss Statuten und allfälligen Regle-
menten für das Mietobjekt zu zeichnenden Genossenschaftsanteile vor der Schlüssel-
übergabe einzuzahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, Forderungen aus dem 
Mietverhältnis mit den Genossenschaftsanteilen der Mietpartei zu verrechnen. 
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4. Vertragsänderungen 

4.1. Einseitige Vertragsänderungen 

Einseitige Vertragsänderungen zulasten der Mietpartei wie Mietzinserhöhungen, Einfüh-
rung neuer Nebenkosten, Änderungen des Abrechnungsmodus der Nebenkosten sowie 
Änderungen des Nebenkostenakontos oder des Verteilschlüssels der Nebenkostenab-
rechnung müssen von der Vermieterin mit dem amtlichen Formular unter Berücksichti-
gung der vertraglichen Kündigungstermine und -fristen sowie einer zehntägigen Notifi-
kationsfrist mitgeteilt werden. 

4.2. Einvernehmliche Vertragsänderungen 

Vertragsänderungen, die im gegenseitigen Einverständnis zustande kommen, können 
jederzeit auf einem von beiden Parteien unterzeichneten Zusatzblatt zum Mietvertrag 
oder, wenn es sich um einen unbefristeten Mietvertrag handelt, durch Abschluss eines 
neuen Mietvertrages erfolgen. 

5. Übergabe des Mietobjekts und Mängel 

Die Übergabe erfolgt in der Regel zu Mietbeginn. Die Parteien können sich jedoch auf 
einen anderen Zeitpunkt einigen; eine von der Vermieterin unverschuldete spätere Über-
gabe gibt kein Anrecht auf eine Mietzinsreduktion.  
 
Die Räume werden in gebrauchsfähigem, sauberem Zustand übergeben. Bei Mietantritt 
wird über die gemietete Wohnung ein Antrittsprotokoll erstellt, das von beiden Parteien 
unterzeichnet wird. Die Mietpartei hat der Protokollaufnahme beizuwohnen.  
 
Nach der Übergabe festgestellte Mängel sind der Vermieterin innert Monatsfrist ab Miet-
antritt schriftlich bekannt zu geben. Andernfalls wird angenommen, dass die Übernahme 
ordnungsgemäss und mängelfrei erfolgt ist. Verzichtet die Mietpartei auf die Behebung 
bestimmter Mängel, so ist dies im Antrittsprotokoll zu vermerken. 
 
Die Vermieterin bestimmt die Beschriftung der Schilder (Hausglocke, Briefkasten etc.). 

6. Gebrauch des Mietobjekts/Sorgfaltspflicht des Mieters 

Das Mietobjekt darf nur für Wohnzwecke verwendet werden. Vorbehalten bleibt eine ge-
genseitige, schriftliche Abmachung zwischen den Vertragsparteien. Die Mietpartei ist 
verpflichtet, sorgfältig mit der Mietsache umzugehen und alle zumutbaren Massnahmen 
zu treffen, die der Vermeidung resp. Verminderung von Emissionen sowie dem Schutz 
des Mietobjektes vor Schäden dienen. 
 
Insbesondere darf während der Heizperiode in keinem Raum die Heizung ganz abge-
stellt werden. Die Wohnung ist während dieser Zeit regelmässig, aber nur kurz zu lüften. 
Geräte, Einrichtungen und Anlagen in der Wohnung und in den zur Mitbenützung ver-
mieteten oder überlassenen Gemeinschaftsräumlichkeiten sowie im Freien sind eben-
falls sorgfältig und unter Berücksichtigung der Gebrauchs- und Bedienungsanweisungen 
zu benützen. 
Unterhaltspflicht der Vermieterin 
Die Vermieterin hat das Mietobjekt während der Dauer der Miete zu vertragsgemässem 
Gebrauch zu erhalten. Sie hat diejenigen Reparaturen und Erneuerungen vorzunehmen, 
die trotz ordnungsgemässer Benützung durch die Mietpartei erforderlich werden; Ziff. 8 
bleibt vorbehalten.  
 
Werden während der Mietdauer dringende Reparaturen oder Verbesserungen am Miet-
objekt erforderlich, so hat die Mietpartei deren Ausführung zu dulden. Kann hierbei auf 
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die Interessen der Mietpartei gebührend Rücksicht genommen werden, besteht kein Ent-
schädigungsanspruch der Mietpartei. Bei erheblichen Störungen hat die Vermieterin der 
Mietpartei eine angemessene Entschädigung vorzuschlagen; allfällige Mehrforderungen 
hat die Mietpartei spätestens bei Bezahlung der nächstfolgenden Mietzinsrate geltend 
zu machen, ansonsten wird der Verzicht angenommen. 

7. Unterhaltspflicht des Mieters 

Die Reinigung und Sauberhaltung gemäss Haus- und Gartenordnung ist Sache der Miet-
partei. Das Reinigen und Gangbarmachen des Wegs vom Haus bis zum Trottoir sowie 
der Wege längs der hinteren Gartengrenze bei Schneefall und Glatteis ist Pflicht der 
Mietpartei gemäss den Vorgaben der Hausordnung. 

8. Kleiner Unterhalt 

Die kleinen, für den gewöhnlichen Gebrauch des Mietobjektes erforderlichen Reinigun-
gen und Ausbesserungen obliegen der Mietpartei. Die Ausbesserungspflicht der Miet-
partei besteht für alle während der Dauer der Miete zutage tretenden kleinen Mängel, 
unabhängig davon, ob sie durch sie verursacht worden sind. Die Kosten gehen vollstän-
dig zu Lasten der Mietpartei.  
 
Als kleiner Unterhalt gilt die Behebung von Mängeln, die eine durchschnittlich handwerk-
lich begabte Person ohne Spezialwerkzeug beheben kann und die Kosten von nicht 
mehr als 150.- Franken pro Einzelfall verursachen.  

9. Rücksichtnahme und Hausordnung 

Bei der Benützung des Mietobjektes hat die Mietpartei und alle in der Wohnung lebenden 
oder sich auch nur vorübergehend zu Besuch darin aufhaltenden Personen gebührend 
auf die anderen Mietparteien Rücksicht zu nehmen, übermässigen Lärm zu vermeiden 
und jedes erheblich störende Verhalten zu unterlassen. Die Hausordnung wie auch an-
dere Spezialordnungen sind zu beachten. 

10. Räumlichkeiten, Anlagen und Einrichtungen ausserhalb des Mietobjektes 

Die Mietpartei darf ausserhalb des Mietobjektes keine Gegenstände lagern oder abstel-
len. Die Details regelt die Hausordnung. Gibt die Vermieterin ausnahmsweise die Er-
laubnis, so haftet die Mietpartei für aus der Lagerung entstandenen Schaden.  
 
Abfälle sind nur an den von der Vermieterin vorgesehenen Orten und in zweckmässiger 
Weise aufzubewahren. Fahrzeuge jeglicher Art dürfen nur auf den dafür vorgesehenen 
Plätzen abgestellt werden. 

11. Veränderungen am Mietobjekt 

Übernimmt die Mietpartei von Vormietenden unentgeltlich oder entgeltlich wissentlich 
Einrichtungsgegenstände, welche diese mit oder ohne Zustimmung der Vermieterin auf 
eigene Rechnung und Gefahr installiert haben (z.B. Textilbodenbeläge), so haftet die 
übernehmende Mietpartei für den ursprünglichen Zustand des Mietobjektes (z.B. Par-
kettböden). 
 
Bauliche Veränderungen und Vorrichtungen irgendwelcher Art im oder am Mietobjekt 
bedürfen der schriftlichen Zustimmung der Vermieterin. Verzichtet die Vermieterin auf 
das Recht, die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes zu verlangen oder auf 
Kosten der Mietpartei ausführen zu lassen, muss dies ausdrücklich schriftlich festgehal-
ten werden. Wenn in der schriftlichen Bewilligung nichts anderes vereinbart worden ist, 
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gehen Vorrichtungen, Einbauten und andere Veränderungen entschädigungslos ins Ei-
gentum der Vermieterin über. 
 
Investitionen, die die Mietpartei auf eigene Kosten und ohne Zustimmung der Vermiete-
rin anbringt, gehen beim Auszug in das Eigentum der Vermieterin über und werden nicht 
entschädigt; ebenso kann die nachfolgende Mietpartei nicht zur Übernahme oder zu Ent-
schädigungsleistungen verpflichtet werden. Die Vermieterin kann die Wiederherstellung 
des ursprünglichen Zustandes auf Kosten der Mietpartei verlangen.  
 
Fassadenteile sind der Mietpartei nicht mitvermietet. Das Anbringen von Vorrichtungen 
und Installationen ausserhalb des Mietobjektes (z.B. Storen, Antennen, usw.) sowie die 
Änderung an bestehenden Einrichtungen dürfen nur mit der ausdrücklichen Zustimmung 
der Vermieterin erfolgen. 

12. Untermiete, Verwendungszweck, Haustiere 

Die Mietpartei kann mit Zustimmung der Vermieterin ganz oder teilweise untervermieten. 
Die Mietpartei hat vorgängig bei der Vermieterin unter Vorlage der notwendigen Anga-
ben die Untervermietung zu beantragen. Bei Ehepaaren und Konkubinats-Partnern 
muss das Gesuch um Zustimmung von beiden Partnern unterzeichnet sein. 
 
Die Vermieterin kann die Zustimmung nur verweigern, wenn  

• die Mietpartei sich weigert, der Vermieterin die Bedingungen der Untermiete be-
kannt zu geben; 

• die Bedingungen der Untermiete im Vergleich zu denjenigen des Hauptmietvertra-
ges missbräuchlich sind; 

• der Vermieterin aus der Untermiete wesentliche Nachteile entstehen. 

 
Ohne schriftliche Zustimmung der Vermieterin sind eine Änderung des (bei Mietantritt 
geltenden) Verwendungszweckes und die Abtretung der Miete nicht gestattet.  
 
Das Halten von Haustieren ist bewilligungspflichtig. Es bedarf eines schriftlichen Antrags 
an den Vorstand. Die Anzahl der Haustiere ist beschränkt auf maximal zwei. Es sind die 
Bestimmungen der Heimtierordnung einzuhalten. Zusätzlich gelten die Vorgaben der 
Tierhalteverordnung bzw. -vereinbarung der Vermieterin. Die Vereinbarung ist zwin-
gende Voraussetzung für die Bewilligung der Haustieranschaffung und -haltung. 
 
Werden die Bestimmungen verletzt, ergeben sich Übelstände oder liegen begründete 
Reklamationen vor, kann eine erteilte Zustimmung unter Einhaltung der in der Tierhalte-
vereinbarung bezeichneten Fristen und Bedingungen widerrufen werden. 

13. Zutrittsrecht 

Die Vermieterin hat das Recht, das Mietobjekt nach vorheriger Anmeldung zur Ausfüh-
rung von Reparaturen, Unterhaltsarbeiten und zur Besichtigung zu betreten. In Notfällen 
(Wasserschaden, Brandgefahr etc.) hat die Vermieterin das Recht, sich auch in Abwe-
senheit der Mietpartei und ohne vorherige Anmeldung Zutritt zur Wohnung zu verschaf-
fen. 

14. Abwesenheit der Mietpartei 

Bei Ortsabwesenheit hat die Mietpartei dafür besorgt zu sein, dass in Notfällen (Wasser-
schaden, Brandgefahr etc.) der Zutritt zum Mietobjekt gewährleistet ist. Im Unterlas-
sungsfall haftet die Mietpartei gegenüber der Vermieterin für entstandene Schäden. 
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15. Schlüssel 

Die Mietpartei hat auf Verlangen eine Quittung für die erhaltenen Schlüssel zu unter-
zeichnen. Fehlende Schlüssel sind von der Mietpartei auf eigene Kosten zu ersetzen. 
Die Vermieterin ist je nach Umständen berechtigt, Schlosszylinder und Schlüssel, nöti-
genfalls die ganze Schliessanlage auf Kosten der Mietpartei zu ersetzen oder abändern 
zu lassen. 
 
Neue Schlüssel können nur mit der Erlaubnis der Vermieterin angefertigt werden. 
 
Die Mietpartei nimmt zur Kenntnis, dass die Vermieterin aufgrund des elektronischen 
Schliesssystems in der Lage ist, jederzeit weitere Schlüssel für das Objekt anzufertigen 
oder Schlüssel zu deaktivieren. Die Vermieterin macht von dieser Möglichkeit nur nach 
vorgängiger schriftlicher Zustimmung der Mietpartei oder in Notfällen Gebrauch.  
 
Zudem nimmt die Mietpartei zur Kenntnis, dass zur Ausführung von Reparaturen, Unter-
haltsarbeiten oder zur Besichtigung auch temporär Schlüssel für eine Wohnung ange-
fertigt werden können. Dies erfolgt ebenfalls nur nach vorgängiger schriftlicher Zustim-
mung durch die Mietpartei oder in Notfällen. 

16. Kündigung 

16.1. Kündigung durch den Mieter 

Die Kündigung muss mit eingeschriebenem Brief erfolgen und bei Ehe- und Konkubi-
nats-Partnern von beiden Partnern unterschrieben sein. Das Kündigungsschreiben 
muss spätestens am letzten Tag vor Beginn der Kündigungsfrist im Besitz der Vermie-
terin sein. 

16.2. Ausserterminliche Kündigung 

Will die Mietpartei das Mietverhältnis ohne Einhaltung der vereinbarten Fristen und Ter-
mine auflösen, so haftet sie bis zur Wiedervermietung, längstens bis zum nächsten ver-
traglichen Kündigungstermin. 

16.3. Kündigung durch den Vermieter 

Die Vermieterin kann die Kündigung nur aussprechen bei Verletzung 

• der mietvertraglichen Bestimmungen,  

• der Statuten  

• von in Baurechtsverträgen gemachten Auflagen und ferner,  

• wenn Gründe vorliegen, die nach den Bestimmungen des Obligationenrechts über 
die Miete und Pacht Anlass zu einer ausserordentlichen Kündigung geben.  

 
Insbesondere gelten folgende Umstände als Kündigungsgrund: 

• die Mietpartei kommt den finanziellen Verpflichtungen trotz Mahnung nicht nach, 

• die Mietpartei zerstört mutwillig oder fahrlässig das Mietobjekt oder andere Anlage-
teile, 

• die Mietpartei benützt die Wohnung zu einem anderen als dem vertraglich vorge-
sehenen Zweck oder bewohnt sie nicht dauernd selbst, 

• die Mietpartei vermietet das Mietobjekt ohne Bewilligung weiter oder nimmt ohne 
Bewilligung nicht zur Familiengemeinschaft gehörende erwachsene Personen auf, 
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• die Mietpartei verletzt durch ihr Verhalten oder dasjenige von Personen, für die sie 
einzustehen hat, Verpflichtungen gegenüber einzelnen oder mehreren Mietparteien 
so schwer, dass diesen die Fortsetzung der Gemeinschaft nicht zugemutet werden 
kann. 

Die Kündigung durch die Vermieterin muss auf einem amtlichen Formular und mit ein-
geschriebenem Brief mitgeteilt werden und spätestens am letzten Tag vor Beginn der 
Kündigungsfrist im Besitz der Mietpartei sein. Bei Ehepaaren und eingetragenen Part-
nerschaften ist eine Kündigung an beide Partner mit getrennter Post zu verschicken. 
 
Die Kündigung durch die Vermieterin erfolgt in der Regel im Zusammenhang mit dem 
Ausschluss aus der Wohngenossenschaft. 

17. Mietbeendigung und Rückgabe des Mietobjekts 

17.1. Termin der Rückgabe 

Das Mietverhältnis endet mittags um 12.00 Uhr des letzten Tages des Monats, auf des-
sen Ende gekündigt ist. Fällt dieser letzte Tag auf ein Wochenende oder einen Feiertag, 
so endet die Miete am nächstfolgenden Werktag. Die gesetzliche Notfrist gemäss § 214 
Ziff. 2 EG zum ZGB bleibt sinngemäss vorbehalten, wenn die Mietpartei die Inanspruch-
nahme der Notfrist sofort mitteilt und den Nachweis erbringt, dass sie am neuen Wohnort 
nicht einziehen kann. 

17.2. Reinigungskosten 

Bei Beendigung der Miete hat die Mietpartei die Mieträume (inkl. allfällige Balkone, Kel-
ler- und Estrichräume) in normal gereinigtem (sog. besenreinem) Zustand zurückzuge-
ben. Die Vermieterin übernimmt anstelle der Mietpartei die gründliche Reinigung der 
Mieträume. Hierfür bezahlt die Mietpartei an die Vermieterin eine Entschädigung (Reini-
gungspauschale) von Fr. 6.-/m2 Mietfläche, wobei für Flächen allfälliger Balkone, Keller- 
und Estrichräume nur 3.-/ m2 berechnet werden. Wenn nicht ausdrücklich Vorauszah-
lung vereinbart ist, wird die Reinigungspauschale nach dem Auszug mit den Genossen-
schaftsanteilen der Mietpartei verrechnet. 

17.3. Instandstellungen 

Die Behebung allfälliger durch die Mietpartei verursachten Beschädigungen am Mietob-
jekt oder an der Liegenschaft ist, soweit die Parteien nichts anderes vereinbart haben, 
bis zum Auszugstag vorzunehmen. Kommt die Mietpartei der Verpflichtung zur Mängel-
behebung nicht nach, so ist die Vermieterin berechtigt, die Beschädigungen auf Kosten 
der Mietpartei beheben zu lassen; ausserdem kann die Vermieterin für Umtriebe, die 
sich die Mietpartei erspart hat, eine Entschädigung beanspruchen. 
 
Die Vermieterin muss bei der Rückgabe den Zustand der Wohnung prüfen und Mängel, 
für die die Mietpartei einzustehen hat, dieser sofort melden. Später entdeckte Mängel, 
die bei übungsgemässer Untersuchung nicht erkennbar waren, muss die Vermieterin der 
Mietpartei innert 14 Tagen schriftlich melden. 

17.4. Schadenersatzansprüche 

Die Vermieterin hat allfällige Schadenersatzansprüche innert Jahresfrist nach Schlüssel-
rückgabe rechtlich geltend zu machen, ansonsten wird der Verzicht angenommen. 

18. Vorzeitiger Auszug / Vorzeitige Rückgabe 

Wenn die Mietpartei vor dem ordentlichen Ablauf der Vertragsdauer auszieht («vorzeiti-
ger Auszug»), ist sie verpflichtet, sämtliche Schlüssel spätestens beim Auszug der 
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Vermieterin auszuhändigen. Die Vermieterin ist ermächtigt, im Falle des Leerstehens 
des Mietobjektes die Instandstellung schon vor Mietbeendigung vorzunehmen. 
 
Gibt die Mietpartei das Mietobjekt zurück, ohne Kündigungsfrist oder -termin einzuhal-
ten, so ist sie von ihren Verpflichtungen gegenüber der Vermieterin nur befreit, wenn die 
Vermieterin eine zumutbare neue Mietpartei (von der Vormerkliste der Genossenschaft) 
findet. Diese muss zahlungsfähig und bereit sein, den Mietvertrag zu den gleichen Be-
dingungen zu übernehmen. Andernfalls muss die bisherige Mietpartei den Mietzins bis 
zu dem Zeitpunkt leisten, in dem das Mietverhältnis gemäss Vertrag oder Gesetz endet 
oder beendet werden kann. Die Vermieterin muss sich anrechnen lassen, was sie an 
Auslagen erspart und durch anderweitige Verwendung der Sache gewinnt bzw. absicht-
lich zu gewinnen unterlassen hat. 

19. Heimlicher Auszug 

Ist die Mietpartei mit dem Mietzins in Verzug und muss aus Umständen wie Kündigung 
der Arbeitsstelle, Abmeldung beim Kontrollbüro, Wegschaffen von Möbeln etc. geschlos-
sen werden, dass die Mietpartei das Mietobjekt vor Ablauf der Vertragsdauer heimlich 
verlassen hat, so kann die Vermieterin über das Mietobjekt verfügen. Die Mietpartei haf-
tet für den Mietzins und die Nebenkosten bis zur Weitervermietung. Allfällige Räumungs-
kosten gehen zulasten der Mietpartei. 

20. Versicherungen 

Die Liegenschaft, in der sich das Mietobjekt befindet, ist zulasten der Vermieterin bei der 
staatlichen Gebäudeversicherung gegen Brand- und Elementarschäden versichert.  
 
Die Mietpartei ist ab Mietbeginn zum Abschluss einer Mieterhaftpflichtversicherung auf 
ihre Kosten verpflichtet. 

21. Streitigkeiten und Gerichtsstand 

Streitigkeiten aus dem Mietvertrag sind – die gesetzlichen Ausnahmen vorbehalten – vor 
Anrufung des Richters der Staatlichen Schlichtungsstelle für Mietstreitigkeiten (kurz 
Schlichtungsstelle genannt) bzw. bei Streitigkeiten über den Mietzins nach Kostenmiete, 
dem Bundesamt für Wohnungswesen zu unterbreiten. 
 
Die Schlichtungsstelle, sofern nicht das Bundesamt für Wohnungswesen verantwortlich 
ist, wird von beiden Parteien bis zu einem Streitwert von Fr. 500.- als Schiedsgericht 
anerkannt.  
 
Für alle Streitigkeiten aus dem Mietvertrag gilt (gemäss § 10 a ZPO) als Gerichtsstand 
Basel-Stadt. 

22. Gültigkeit 

Diese Allgemeinen Mietbestimmungen sind integraler Bestandteil des Mietvertrags. Sie 
wurden vom Vorstand am 19. Mai 2025 beschlossen und treten am 1. Juni 2025 in Kraft 
bzw. werden mit Unterzeichnung des Mietvertrags wirksam. 
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Hausordnung 

Diese Hausordnung legt die Rechte und Pflichten der Genossenschafter:innen fest. Sie basiert 
auf den Prinzipien des genossenschaftlichen Zusammenlebens, des gegenseitigen Respekts, 
der Rücksichtnahme sowie der Achtung der persönlichen Privatsphäre. In diesem Rahmen 
und sofern im Folgenden nichts Abweichendes geregelt ist, können die einzelnen Genossen-
schafter:innen die allgemeinen Räume der WG Im langen Loh (kurz WG ILL) nutzen. 

1. Allgemeines 

1.1. Ruhezeiten 

In Ergänzung zu Art. 5 des kantonalen Übertretungsstrafgesetzes sowie der Lärm-
schutzverordnung gelten in der WG ILL die allgemeinen gesetzlichen Ruhezeiten. An 
Sonn- und Feiertagen ist generell auf lärmige Tätigkeiten zu verzichten. 

1.2. Musik, Radio, TV 

Von 9 bis 12 Uhr und von 14 bis 20 Uhr darf bei geschlossenen Fenstern musiziert wer-
den. Musikinstrumente aller Art sind so zu benutzen, dass dadurch die Nachbarschaft 
möglichst nicht gestört wird. Elektronische Instrumente und Wiedergabegeräte sind auf 
Zimmerlautstärke einzustellen. 

1.3. Heizen, Lüften 

Um Schimmelbildung vorzubeugen sind die Wohnungen regelmässig zu lüften. Dazu 
sind alle Fenster in der Wohnung für rund 10 Minuten ganz zu öffnen (Stosslüften). Das 
Schrägstellen von Fenstern sollte unterlassen werden. Dies führt zu hohen Heizkosten 
und zu vermehrter Kondensation (und damit Schimmelbildung). Aus denselben Gründen 
empfehlen wir, im Winter alle Räume gleichmässig auf rund 20 Grad zu heizen (Nummer 
3 auf dem Thermostat). 

2. Ergänzende Regeln die Häuser am Morgartenring 

2.1. Haustüren 

Alle Türen, die ins Freie führen, sind geschlossen zu halten. 

2.2. Waschen, Waschküche 

Die Waschmaschine und der Wäschetrockner sind gemäss den Bedienungsanleitungen 
der Hersteller zu benutzen und zu reinigen. Bewohner:innen, die Haustiere halten, kön-
nen bei der WG ILL gratis einen eigenen Filter für den Trockner beziehen. Wäsche, die 
im Trockner getrocknet wird, sollte nicht mit Weichspüler behandelt werden. 
 
Die Waschküche ist nach jeder Benutzung sauber und gereinigt zu hinterlassen sowie 
die Abfalleimer zu leeren. Die Reinigungsfirma ist nicht verantwortlich für die Reinigung 
der Maschinen und der Böden sowie der Leerung der Abfalleimer. 
 
In der Waschküche sind keine Gegenstände ausser Waschutensilien gestattet. Im Win-
ter dürfen nicht winterharte Pflanzen oder Gartenmöbel in der Waschküche gelagert wer-
den, sofern diese nicht die Benutzung der Waschküche behindern. Die Gegenstände 
sind mit Namen oder Wohnungsnummer anzuschreiben. 
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2.3. Treppenhaus 

Die Treppenhäuser, Korridore und Windschleusen sind Verkehrswege, die bei ausser-
ordentlichen Ereignissen im Gebäude – wie Brand oder Unfall – als Fluchtwege für alle 
Personen im Haus und als Rettungswege für Feuerwehr und Sanität freizuhalten sind. 
Aus diesem Grund sind mit Ausnahme eines Fussabtreters vor der Wohnungstüre keine 
Gegenstände im Treppenhaus zulässig. Insbesondere sind keine Schuhansammlungen, 
Schuhgestelle, Schirmständer, Dekorationselemente oder festmontierte Gestelle er-
laubt. 
 
Im Eingangsbereich sind Kinderwagen, Kindertrottinette/-tretroller oder Rollatoren nur 
dort erlaubt, wo ein Fluchtweg von mindestens einem Meter Breite frei bleibt. 

2.4. Keller- und Dachgeschoss 

In den Korridoren im Keller- und im Dachgeschoss dürfen keine Gegenstände wie Möbel, 
Pflanzen oder ähnliches gelagert werden. Insbesondere müssen diese Korridore frei von 
brennbarem Material sein.  
 
In den allgemein zugänglichen Räumen im Dachgeschoss und im öffentlichen Kellerab-
teil (jeweils ausserhalb der Korridore) sind persönliche Gegenstände erlaubt, sofern sie 
sichtbar mit Namen oder Wohnungsnummer angeschrieben sind. So ist ersichtlich, wer 
bei einem Mieterwechsel oder bei baulichen Massnahmen kontaktiert werden muss. 
Auch diese Räume müssen frei von brennbarem Material sein. 
 
Unter der Kellertreppe sind Velos erlaubt, sofern sie den Fluchtweg nicht behindern. 
 
Der Elektrokasten muss jederzeit frei zugänglich sein. Es darf in einem Umkreis von 
einem Meter keinerlei brennbares Material gelagert werden. 

2.5. Leicht brennbare Materialien 

Im Keller- und im Dachgeschoss dürfen keine Treibstoffe oder andere leicht brennbaren 
Materialien (z.B. Gasflaschen) gelagert werden. In den Kellerräumlichkeiten, auch den 
privaten Abteilen, dürfen keine mit Benzin oder Ähnlichem betriebene Motorfahrzeuge 
(z.B. Mofas) und keine Elektrofahrzeuge (E-Bikes, Trendfahrzeuge, etc.) mit eingesetz-
ten Akkus abgestellt werden. Akkus mit einer Kapazität von mehr als 10 Ah müssen in 
der Wohnung oder im Freien aufbewahrt werden. 
 
Akkus dürfen nicht am Allgemeinstrom aufgeladen werden und auch im privaten Keller 
nur unter Aufsicht (Brandgefahr). 

2.6. Bauliche Veränderungen 

Bauliche Veränderungen jeglicher Art ausserhalb der eigenen Wohnung, der eigenen 
Mansarde und des eigenen Kellerabteils sind verboten. Innerhalb dieser Räume gelten 
die Allgemeinen Mietbestimmungen.  

2.7. Rauchen 

In den allgemeinen Räumen ist das Rauchen verboten. Wer raucht, soll Rücksicht auf 
die Nachbarschaft nehmen. Wir empfehlen insbesondere in den Ruhezeiten auf das 
Rauchen auf dem Balkon zu verzichten. Wer in einer Wohnung am Morgartenring raucht, 
muss zusätzlich regelmässig lüften, damit der Rauch nicht das Treppenhaus belastet. 
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3. Kontrolle / Zuwiderhandlungen 

Die in dieser Hausordnung beschriebenen Bestimmungen werden im Auftrag des Vor-
stands regelmässig kontrolliert. Der Zustand der allgemeinen Räume wird dabei mindes-
tens einmal im Jahr beurteilt. Verfehlungen und Zuwiderhandlungen werden nach vor-
gängiger Mahnung auf Kosten der jeweiligen Genossenschafter:innen behoben. 
Insbesondere werden Gegenstände, die die Fluchtwege behindern und damit eine Ge-
fahr für die Bewohner:innen darstellen, zu Lasten der jeweiligen Genossenschafter:in-
nen innerhalb des jeweiligen Hauses verschoben. 

4. Gültigkeit 

Diese Hausordnung ist integraler Bestandteil des Mietvertrags. Sie wurde vom Vorstand 
am 19. Mai 2025 beschlossen und tritt ab dem 1. Juni 2025 in Kraft bzw. wird mit Unter-
zeichnung des Mietvertrags wirksam. 
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Gartenordnung 

Diese Gartenordnung legt Rechte und Pflichten der Genossenschafter:innen fest. Sie betont 
die Wichtigkeit von naturnahen Gärten, von viel grünem Lebensraum für ein gesundes Wohn-
umfeld und einer grossen Artenvielfalt (Biodiversität). In diesem Rahmen können die einzelnen 
Genossenschafter:innen ihre Gärten frei nutzen und gestalten. Die WG Im langen Loh (kurz 
WG ILL) ermuntert alle, sich mit dem kostbaren Grünraum «Garten» vertraut zu machen, ihn 
nach eigenen Wünschen zu gestalten und zu pflegen und die kleinen Freuden des Wachsens 
und Blühens auch mit den Kindern zu teilen. Auf Wunsch vermittelt der Vorstand beim Start, 
bei Problemen oder zur Unterstützung den Kontakt zu erfahrenen Gärtner:innen. 

1. Pflanzen 

Die Genossenschafter:innen sind bei der Wahl der Bepflanzung ihres Gartens weitge-
hend frei. Wir empfehlen bei der Pflanzenwahl die zu erwartende Grösse und die not-
wendige Pflege zu berücksichtigen sowie Pflanzen auszusuchen, die heisses und tro-
ckenes Klima aushalten und weniger Wasser brauchen. Einheimische, mehrjährige 
Pflanzen sollen bevorzugt werden. Für das Pflanzen von Bäumen und grossen Büschen 
mit einer Wuchshöhe über 3 m gelten die Bestimmungen in Anhang 1A. 
 
Nicht erlaubt sind invasive Neophyten. Das sind eingewanderte Pflanzen, die die heimi-
sche Flora verdrängen. Wir richten uns dabei nach den Vorgaben der Stadtgärtnerei. 
bzw. des Bundes. Die Broschüre «Problempflanzen im Garten» der Stadtgärtnerei gibt 
Auskunft über die problematischen Arten und Alternativen dazu. 

2. Pflege der Aussenflächen und Gärten 

2.1. Allgemeinen Flächen 

Der Spielplatz (Madeleine Born-Platz), die Vorgärten am Morgartenring, die Kohleweg-
lein (Längswege) gegen den Bahndamm sowie zwischen Morgartenring und Rigistrasse 
bzw. zwischen Rigistrasse und Pilatusstrasse sind allgemeine Flächen der Genossen-
schaft. Diese werden im Sinn der Gartenordnung unterhalten und gepflegt. 

2.2. Flächen pro Haus 

Die Kieswege (Querwege) der Häuser am Morgartenring, die die einzelnen Gärten er-
schliessen, sowie die Kiesflächen entlang der Gebäude werden durch die WG ILL bau-
lich unterhalten. Die Pflege ist Sache der Genossenschafter:innen des jeweiligen Hau-
ses. Die Pflege der Kiesflächen entlang der Häuser wird wie folgt verteilt. 

• Genossenschafter:innen im Parterre: Januar, April, Juli und Oktober 

• Genossenschafter:innen im 1.Stock: Februar, Mai, August und November  

• Genossenschafter:innen im 2.Stock: März, Juni, September und Dezember  

 
Für die Pflege der Kieswege entlang der Gärten (Querwege) sind jeweils die Genossen-
schafter:innen der unmittelbar angrenzenden Gärten verantwortlich. 

2.3. Private Gärten 

Die Gärten zu einer Wohnung (Morgartenring) oder einem Haus (Rigistrasse) sowie die 
Vorgärten an der Rigistrasse sind sogenannte «private» Gärten. Das Recht zur Nutzung 
dieser Gärten bedingt gleichzeitig, dass die Genossenschafter:innen dazu Sorge tragen, 
sie betreuen und regelmässig pflegen. Dabei ist zu beachten, dass auch Naturgärten 
nicht sich selbst überlassen werden sollen. 
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Schnittgut bzw. Pflanzenabfälle dürfen nicht verbrannt werden. Sie sind fachgerecht zu 
entsorgen, zum Beispiel über die städtische Grünabfuhr. Es ist sinnvoll, Gemüse- und 
Pflanzenabfall im Garten selbst zu kompostieren. Wir empfehlen zudem den kostenlosen 
Kurs der Stadtgärtnerei BS zu besuchen. Für Kompostbehälter gelten die Bestimmun-
gen im Anhang 1A. Die Verwendung von chemischen Unkrautvernichtern, Pflanzen-
schutz- und Düngemittel sind auf der gesamten Gartenfläche der WG ILL aus Umwelt-
schutzgründen untersagt. 
 
Beim Aufenthalt im Garten und bei lärmigen Gartenarbeiten sind die allgemeinen ge-
setzlichen Ruhezeiten zu beachten. 

2.4. Alternative Pflegemöglichkeiten 

Wer seinen Garten nicht selbst nutzen oder nur eingeschränkt unterhalten kann, soll dies 
dem Vorstand mitteilen. Der Vorstand empfiehlt, sich in der Genossenschaft bei Nach-
barn oder bei Bekannten Unterstützung zu suchen. Die Kommunikation des Vorstands 
zum Garten richtet sich weiterhin an die Mietenden des Gartens, auch wenn dieser von 
Dritten unterhalten wird. 

2.5. Pflege durch die Genossenschaft 

Wenn der Unterhalt nicht selbst erledigt werden kann, und keine Dritten diese Aufgabe 
übernehmen, besteht die Möglichkeit, der Genossenschaft die Pflege zu übertragen. Die 
verantwortlichen Genossenschafter:innen entschädigen die Pflegearbeiten gemäss vor-
heriger Absprache. 

3. Bauliche Massnahmen 

Alle baulichen Massnahmen in den privaten Gärten müssen vor der Umsetzung mit dem 
Vorstand abgesprochen werden. Der Vorstand kann ein Baugesuch begründet und 
schriftlich ablehnen.  

• Die folgenden baulichen Massnahmen sind mit Einschränkungen gemäss Anhang 
1A möglich: Überdachung, Versiegelung, Sichtschutz, Bäume, Pergolen, Velo-
häuschen an der Rigistrasse, Kleintierhaltung, Feuchtbiotope und Zelte. 

• Die folgenden baulichen Massnahmen sind frei im Rahmen der Bestimmungen ge-
mäss Anhang 1B, wenn betroffene Nachbarn rechtzeitig informiert werden: Büsche, 
Zäune, Trockenmauern, Rankgerüste, Kompostbehälter, Cheminées / Grill / Feu-
erschalen. 

• Die folgenden baulichen Massnahmen sind gemäss Anhang 1C nicht erlaubt: Sicht-
schutz aus Kunststoff, Befestigungen an der Fassade, Beton-Fundamente. 

4. Mobiliar 

Gartenmöbel sind mit Vorteil witterungsbeständig und im Winter oder bei Nichtgebrauch 
sturm- und witterungsfest zu sichern, abzudecken oder im Keller / unter dem Balkon zu 
verstauen. Defektes Mobiliar ist fachgerecht zu entsorgen. Trampoline sind sturm- und 
wintersicher aufzustellen oder im Winter ganz abzubauen. Bei der Nutzung sind die all-
gemeinen Ruhezeiten zu beachten. 
 
Wir empfehlen aus ökologischen Gründen dringend, auf Pools/Bassins zu verzichten. 
Aus Sicherheitsgründen sind Pools bei Nichtgebrauch abzudecken. Die Genossenschaft 
übernimmt zudem keine Verantwortung im Schadenfall und lehnt jegliche Haftung bei 
Unfällen ab. 
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5. Wintersicherung  

Die Wasserhähne zum Garten/Vorgarten an der Rigistrasse sind rechtzeitig zu leeren 
und offen zu lassen (eine Umdrehung zurückdrehen wegen der Dichtung). Der Vorstand 
übernimmt keine Haftung für defekte Wasserleitungen infolge von Frost. 
 
Das Räumen von Schnee in den Vorgärten gegen die Strasse ist Sache der jeweiligen 
Bewohnerschaft der Häuser. Am Morgartenring ist am MO/DI das Parterre, am MI/DO 
der 1. Stock und am FR/SA der 2. Stock zuständig. Am Sonntag ist diejenige Partei 
verantwortlich, die in jenem Monat den Kiesweg entlang des Hauses jäten muss (siehe 
Punkt 2.2 dieser Gartenordnung). 

6. Diverses 

Bäume, für die die Genossenschaft verantwortlich ist, dürfen ohne schriftliche Zustim-
mung des Vorstandes nicht gefällt oder geschnitten werden. Wenn mit einem dieser 
Bäume Probleme auftreten, ist der Vorstand zu informieren. 
 
Motorfahrzeuge dürfen nicht im Garten oder auf anderen, nicht dafür geeigneten Flächen 
geparkt oder gelagert werden. Der Vorstand behält sich vor, Motorfahrzeuge, die in Gär-
ten oder auf dafür ungeeigneten (unversiegelten) Flächen geparkt oder gelagert werden 
nach vorgängiger Mahnung zu Lasten der jeweiligen Genossenschafter:innen umzustel-
len. 
 
Der Betrieb von unbemannten Luftfahrzeugen (Drohnen, etc.) mit einem Gewicht von 
mehr als 250 Gramm ist auf dem ganzen Areal der Genossenschaft verboten (gemäss 
Bundesrecht: Umgebung Flughafen). 
 
Wir bitten die Genossenschafter:innen, uns bei der Einschränkung der asiatischen Ti-
germücke zu unterstützen. Dazu ist das Merkblatt des Kantons zu beachten. Wir bitten 
zudem, keine Wildtiere zu füttern. Das lockt unerwünschte Tiere an (z.B. Ratten) und ist 
ein hygienisches Problem. 

7. Kontrolle / Zuwiderhandlungen 

Die in dieser Gartenordnung beschriebenen Bestimmungen werden im Auftrag des Vor-
stands regelmässig kontrolliert. Der allgemeine Zustand der Gärten wird dabei mindes-
tens einmal im Jahr beurteilt. Verfehlungen und Zuwiderhandlungen werden nach vor-
gängiger Mahnung auf Kosten der jeweiligen Genossenschafter:innen behoben. 
Insbesondere werden Gärten, die ungepflegt verwildern, zu Lasten der jeweiligen Ge-
nossenschafter:innen einmal im Jahr von einem Gärtner instand gestellt. 

8. Gültigkeit 

Bauliche Massnahmen oder Mobiliar, die gemäss alter Gartenordnung bewilligt wurden, 
unterliegen bis zur nächsten Veränderung oder bis zu deren Ersatz den alten Vorschrif-
ten. Sollten diese aber ein Sicherheitsrisiko darstellen, kann der Vorstand den Ersatz 
oder die Erneuerung nach den Vorgaben der neuen Gartenordnung verlangen. 
 
Diese Gartenordnung ist integraler Bestandteil des Mietvertrags. Sie wurde vom Vor-
stand am 19. Mai 2025 beschlossen und tritt ab dem 1. Juni 2025 in Kraft bzw. wird mit 
Unterzeichnung des Mietvertrags wirksam. 
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Anhang: Bauliche Massnahmen 

A. Bauliche Massnahmen mit Einschränkungen 

An die folgenden baulichen Massnahmen werden spezielle Anforderungen gestellt bzw. 
sie sind nur eingeschränkt möglich. Sie sind mit dem Vorstand rechtzeitig abzusprechen. 
 
• Überdachungen: In den privaten Gärten am Morgartenring dürfen nicht mehr als 

ein Drittel und an der Rigistrasse nicht mehr als ein Fünftel der Fläche dauerhaft 
überdacht werden. Als dauerhaft gelten auch Zelte oder Beschattungsanlagen, die 
mindestens über einen Zeitraum von drei Monaten oder mehr aufgestellt werden. 

• Versiegelung: Abhängig von der Grösse des Gartens dürfen private Gärten am 
Morgartenring nicht mehr als ein Drittel und an der Rigistrasse nicht mehr als ein 
Viertel dauerhaft versiegelt werden. Als dauerhaft gelten Versiegelungen, wenn der 
Boden durch Beton- oder Steinplatten oder Holzriemen total ab- oder überdeckt ist. 

• Sichtschutz: Zäune dürfen eine Höhe von 180 cm nicht überschreiten, müssen 
aus umweltfreundlichen Materialien (wie Holz oder Bambus) beschaffen sein und 
begrünt werden. Sichtschutzzäune dürfen nur gegen die Kohleweglein errichtet 
werden, zwischen den Gärten sind sie nicht erwünscht. Sie müssen einen Abstand 
zur Grenze von mindestens 30cm einhalten.  

• Bäume: Aus Klimagründen sind Bäume und grosse Büsche (mit einer Wuchshöhe 
von mehr als 3m) sehr erwünscht. Aufgrund der gesetzlichen Baumschutzbestim-
mungen verfolgt der Vorstand ein Baumkonzept, daher dürfen Bäume nur in Ab-
sprache mit dem Vorstand und unter Berücksichtigung der Bedingungen des jewei-
ligen Standortes gepflanzt werden.  

• Pergolen: Eine Pergola ist erlaubt, wenn sie nicht überdacht ist, keine Seitenwände 
hat und 3.5 m Länge, 2.5 m Breite und 2.2 m Höhe nicht übersteigt.  

• Velo-Unterstand: Private Velo-Unterstände an der Rigistrasse sind im Vorgarten 
zulässig, sofern sie professionell konstruiert und befestigt werden. Selbst gebaute 
Unterstände sind nicht erlaubt. Zur Fassade und zur Hecke muss ein Abstand von 
mindestens 50 cm eingehalten werden. Der Unterstand soll quer zum Haus stehen 
und muss mit einem versickerungsfähigen Untergrund, d.h. ohne Betonplatten oder 
ähnlichem ausgeführt werden. Die für eine ordentliche Befestigung notwendigen 
Massnahmen sind auf ein Minimum zu reduzieren. Velounterstände im eigenen 
Garten sind zulässig, wenn sie nicht mehr als 195 cm hoch, 210 cm tief und 300 
cm lang sind. Zudem müssen sie mit einem transparenten Dach versehen sein. Der 
Boden soll wenn möglich mit einem versickerungsfähigen Untergrund ausgelegt 
werden. 

• Kleintierhaltung: Die Haltung von Kleintieren in den Gärten ist nur erlaubt, wenn 
die entsprechenden Käfige und Stallungen fachmännisch und tiergerecht errichtet 
und unterhalten werden. 

• Feuchtbiotope: Feuchtbiotope sind erlaubt, wenn sie fachmännisch und kindersi-
cher erstellt werden.  

• Zelte: Zelte müssen wetterfest montiert und witterungsbeständig sein. Sie sollten 
im Winterhalbjahr bis spätestens 31. Oktober abgebaut sein und dürfen frühestens 
am 1. März wieder aufgebaut werden. Der Vorstand behält sich vor, nicht entfernte 
Zelte zu Lasten der jeweiligen Genossenschafter:innen abzubauen. 
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B. Freie bauliche Massnahmen 

Nicht mit dem Vorstand abgesprochen werden müssen folgende Massnahmen, sofern 
die betroffenen angrenzenden Nachbarn vorzeitig informiert wurden: 
 
• Büsche angrenzend an allgemeine Flächen bis zu einer Höhe von 3m, sofern sie 

mit einem Abstand zur Grenze von mindestens 50 cm gepflanzt werden. Büsche 
gegen den Nachbargarten werden mit Abstand von 50 cm zur Grenze gepflanzt 
und dürfen keine Hecken bilden. 

• Zäune bis zu einer maximalen Höhe von 60 cm, sofern sie aus Holz erstellt und 
solide befestigt werden. Zäune dürfen keine Verletzungsgefahr darstellen (keine 
spitzen Enden). 

• Trockenmauern bis zu einer Höhe von 60 cm, aber naturnah ohne Beton/Zement-
mörtel und mit einem Abstand zum Nachbargarten von 30 cm. 

• Rankgerüste nur mit solider Verankerung. 

• Kompostbehälter in den Gärten Rigistrasse weg von Sitzplätzen und am Morgar-
tenring weg vom Gebäude, am besten am Kohleweglein aufstellen und fachgerecht 
pflegen. Ideal ist eine Einführung durch die Kompostberatung der Stadtgärtnerei 
und / oder den Kompost zusammen mit Nachbarn zu betreiben. 

• Cheminées, Grills und Feuerschalen sind erlaubt. Sie müssen aus Sicherheitsgrün-
den und zur Vermeidung einer übermässigen Rauchbelastung der Nachbarschaft 
mindestens 5m von Gebäuden entfernt stehen. Falls sie einen versiegelten Unter-
grund benötigen, ist dies mit dem Vorstand abzusprechen. 

C. Unzulässige Massnahmen 

Die folgenden baulichen Massnahmen sind generell nicht erlaubt: 
 
• Sichtschutz aus Kunststoffen. 

• An den Fassaden sind generell keine baulichen Installationen, Bepflanzungen oder 
Befestigungen erlaubt, weil sie die Fassadenisolation beschädigen und damit wei-
tere Schäden verursachen können. 

• Beton-Fundamente sind grundsätzlich nicht erlaubt. Wo es keine Alternative gibt, 
ist ein Antrag an den Vorstand zu stellen, zu begründen und aufzuzeigen, weshalb 
keine Alternative möglich ist. Beton-Fundamente sind vor dem Auszug aus der 
Wohneinheit zu entfernen, sofern in der Bewilligung des Vorstands nichts anders 
vereinbart wurde. 
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Mietzinsreglement 

1. Grundsätze der Bemessung der Mietzinse  

Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnobjekte auf der Basis der Kostenmiete. Sie ver-
folgt das Ziel, langfristig die Mieten einander anzugleichen. In der Regel geschieht dies 
bei Wohnungswechseln. 
 
Entsprechend ihrem Zweck, preisgünstigen Wohnraum an ihre Mitglieder zu vermieten, 
gewährt die Genossenschaft, solange mindestens eine mietende Person im Wohnobjekt 
Mitglied der Genossenschaft ist, einen Rabatt auf dem Basismietzins (Mitgliederrabatt). 
Der um den Mitgliederrabatt reduzierte Basismietzins bildet den Mitgliedermietzins. 
 
Die Genossenschaft fördert die Nutzung grösserer Mietobjekte durch Familien (Statuten: 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe h). Solange eine Vier- oder Sechszimmerwohnung oder 
ein Einfamilienhaus von einer Familie (oder einer alleinerziehenden Person) mit mindes-
tens einem Kind unter 25 Jahren bewohnt wird, gewährt die Genossenschaft einen Ra-
batt auf den Mitgliedermietzins (Familienrabatt). Der um den Familienrabatt reduzierte 
Mitgliedermietzins bildet den Familienmietzins.  
 
Auf die Nebenkosten werden keine Rabatte gewährt. 
 
Basismietzins, Mitgliederrabatt und -mietzins sowie Familienrabatt und -mietzins sind in 
allen Mietverträgen ziffernmässig auszuweisen. 

2. Berechnung der Kostenmiete  

Die Kostenmiete beinhaltet insbesondere Fremdkapitalkosten, Kosten des laufenden 
Unterhalts, Verwaltungskosten, Versicherungsprämien, Steuern und Abgaben, Ab-
schreibungen sowie die Aufwendungen oder Rückstellungen für Instandhaltung, Wert-
erhaltung, Erneuerung oder Erweiterung.  
 
Bei der Berechnung werden die folgenden Grundsätze angewendet: 

a. Die Fremdkapitalkosten werden in ihrer effektiven Höhe angerechnet. 

b. Das Eigenkapitel (Anlagekapital minus Fremdkapital) wird zum jeweils aktuellen 
Referenzzinssatz angerechnet. 

c. Der Baurechtszins wird in seiner effektiven Höhe angerechnet. 

d. Die Kosten des laufenden Unterhalts, die Verwaltungskosten sowie Versicherungs-
prämien, Steuern und Abgaben (zusammen Betriebskosten) werden zu 1.25% des 
aktuellen Gebäudeversicherungswerts angerechnet. 

e. Die Abschreibungen werden zu 1% des aktuellen Gebäudewerts angerechnet. 

f. Die Aufwendungen oder Rückstellungen für die Instandhaltung, Werterhaltung, Er-
neuerung oder Erweiterung (Erneuerungsfonds) werden zu 1% des aktuellen Ge-
bäudeversicherungswerts angerechnet. 

Die Kostenmiete wird in der Regel alle fünf Jahre und bei Anpassung des Baurechtszin-
ses durch die Baurechtgeberin überprüft und bei Bedarf aktualisiert. Der Baurechtszins 
wird alle 10 Jahre (2014, 2024, 2034, etc.) überprüft. 
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3. Mitgliederrabatt  

Die Höhe des Mitgliederrabattes wird vom Vorstand nach Massgabe von Art. 1 Abs. 2 
festgelegt. Berechnungsgrundlage ist der Basismietzins ohne Nebenkosten. 
 
Der Mietgliederrabatt entspricht 

a. bei Zwei- und Dreizimmerwohnungen der Differenz zwischen dem Basismietzins 
und der Kostenmiete gemäss Absatz 3 (in der Regel 33%). 

b. bei Vier- und Sechszimmerwohnungen und Einfamilienhäusern der Differenz zwi-
schen dem Basismietzins und der um den Familienrabatt erhöhten Kostenmiete 
gemäss Absatz 3 (zusammen mit dem Familienrabatt in der Regel 33%). 

 
Der Anspruch auf den Mitgliederrabatt erlischt am Ende des Monats, in dem die Voraus-
setzungen für dessen Gewährung gemäss Art. 1 Abs. 3 dahingefallen sind. 

4. Familienrabatt  

Der Familienrabatt wird auf der Basis des Mietgliedermietzinses (ohne Nebenkosten) 
berechnet. Er beträgt bei: 

a. Wohnungen und Einfamilienhäusern mit fünf und sechs Zimmern:  35% 

b. Wohnungen und Einfamilienhäusern mit vier Zimmern:  25% 

c. Einfamilienhäusern mit drei Zimmern:  15% 

 
Der Anspruch auf den Familienrabatt erlischt am Ende des Monates, in dem die Voraus-
setzungen für dessen Gewährung gemäss Art. 1 Abs. 3 dahingefallen sind. 
 
Entfällt der Anspruch auf den Familienrabatt, so können Mietende die Zuteilung einer 
kleineren Wohnung beantragen. Verpflichten sie sich schriftlich, ein entsprechendes An-
gebot der Genossenschaft anzunehmen, so bleibt der Anspruch auf den Familienrabatt 
bis zum Umzug, längstens jedoch während fünf Jahren erhalten.  
 
Zur Vermeidung von sozialen Härtefällen kann der Vorstand den Familienrabatt aus-
nahmsweise auch dann gewähren, wenn im betreffenden Mietobjekt kein Kind unter 25 
Jahren wohnt, jedoch eine im Haus lebende Person wegen einer Gesundheitsbeein-
trächtigung dauernd der Hilfe Dritter oder der persönlichen Überwachung bedarf. 
 
Kein Anspruch auf einen Familienrabatt haben Mietende, die nicht Mitglied der Genos-
senschaft sind. 

5. Gültigkeit 

Dieses Mietzinsreglement ist integraler Bestandteil des Mietvertrags. Es wurde vom Vor-
stand am 19. Mai 2025 beschlossen und tritt ab dem 1. Juni 2025 in Kraft bzw. wird mit 
Unterzeichnung des Mietvertrags wirksam. 
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Vermietungsreglement 

Die Vermietung der Wohnungen und Einfamilienhäuser der Wohngenossenschaft Im langen 
Loh obliegt gemäss Artikel 4 der Statuten dem Vorstand. Das Vermietungsreglement soll der 
Kontinuität und der Nachvollziehbarkeit der Vorstandstätigkeit in diesem zentralen Bereich 
dienen. Es regelt die Vermietungspraxis der Genossenschaft im Umgang mit Bewerbungen, 
Vormerkungen, der Untermiete sowie der Unter- bzw. Überbelegung von Mietobjekten. 

1. Anmeldungen 

Personen, die sich um ein Mietobjekt in der Wohngenossenschaft bewerben, haben sich 
schriftlich bei der Geschäftsstelle anzumelden.  
 
Die Geschäftsstelle sendet den Bewerbenden einen Fragebogen zur Erhebung der per-
sönlichen Daten zu. Dabei werden folgende Hinweise mitgegeben:  

• Die Pflichten, die künftige Genossenschafter:innen zu übernehmen haben (Anteil-
scheinkapital, Garten, etc.); 

• Die Mindestanforderungen an die Personenzahl pro Objekttyp (Belegungsregeln); 

• Die massgebende Alterslimite bei den grösseren Mietobjekten (Siehe Punkt 16); 

• Die Regeln nach dem Auszug oder nach Vollendung des 25. Altersjahres der Kin-
der (Mietzinsreglement). 

 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass Vormerklisten geführt werden und mit längeren 
Wartefristen zu rechnen ist. 
 
Wird der Fragebogen nicht innerhalb eines Monats retourniert, wird die Anmeldung ver-
nichtet. 

2. Behandlung von Anmeldungen 

Die eingegangenen Anmeldungen werden aufgrund des Fragebogens vom Vorstand ge-
prüft. Allfällig vorhandene Briefe werden bei Bedarf beigezogen. Referenzen der Bewer-
benden und Auskünfte von vorherigen Liegenschaftsverwaltungen werden bei Bedarf 
eingeholt. Der Vorstand entscheidet abschliessend über die Vormerkung oder Absage. 
Das Eingangsdatum des Anmeldeformulars gilt als Vormerkdatum beziehungsweise Ab-
sagedatum. Der Entscheid des Vorstandes ist zu protokollieren und den Bewerbenden 
schriftlich mitzuteilen. 

3. Absagen 

Die Unterlagen von Bewerbenden, deren Anmeldung abgelehnt wurde, werden nach 
Ablauf von zwei Jahren aus Datenschutzgründen vernichtet. Eine erneute Anmeldung 
ist frühestens nach 12 Monaten möglich. 

4. Vormerkungen 

Der Vorstand führt für jeden Wohnungs- und Haustyp eine Vormerkliste. Die Reihenfolge 
der Vormerkungen entspricht in der Regel dem Anmeldedatum. Man kann sich jeweils 
nur für einen Objekttypen vormerken lassen. 
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Vormerkungen werden nur vorgenommen, wenn die Bewerbenden das 18. Altersjahr 
zurückgelegt haben und zum Zeitpunkt der Bewerbung die folgenden Mindestanforde-
rungen an die Personenzahl erfüllt sind: 

• 2-Zimmerwohnung 1 Pers., max. 2 Pers. 

• 3-Zimmerwohnung (Parterre) 1 Pers. 

• 3-Zimmerwohnung 2 Pers. 

• 4-Zimmerwohnung 3 Pers. 

• 6-Zimmerwohnung (Maisonette) 5 Pers. 

 

• 3-Zimmerhaus 3 Pers. 

• 4-Zimmerhaus 4 Pers. 

• 5-Zimmerhaus 5 Pers. 

 
Über ausserordentliche Fälle entscheidet der Vorstand. Wohngemeinschaften sind nicht 
zugelassen. 
 
Personen, die in der Wohngenossenschaft eine 4- oder 6-Zimmerwohnung bzw. ein Ein-
familienhaus freigeben, können auch für eine beliebige 3-Zimmerwohnung vorgemerkt 
werden (Statuten Artikel 12 Abs. 2 und 4). 
 
Wird der Vormerkwunsch z.B. aufgrund veränderter persönlicher Verhältnisse geändert 
(bisher 2-Zimmerwohnung, neu 3-Zimmerwohnung), so wird in der Regel die Vormer-
kung unter dem ursprünglichen Anmeldedatum auf die neue Vormerkliste übertragen. 
 
Die Vormerkfrist beträgt zwei Jahre ausgehend vom Vormerkdatum. Vor Ablauf dieser 
Frist muss dem Vorstand selbstständig bestätigt werden, dass weiterhin Interesse an 
einem Mietobjekt der Genossenschaft besteht. Wer diese Frist ungenutzt verstreichen 
lässt, wird aus der Vormerkliste gestrichen; die Unterlagen werden nach einem weiteren 
Jahr aus Datenschutzgründen vernichtet. 

5. Anbieten eines Mietobjekts 

Steht ein Mietobjekt zur Vermietung frei, entscheidet der Vorstand über dessen Weiter-
vermietung. Den auf der jeweiligen Vormerkliste befindlichen Bewerbenden wird das 
Mietobjekt in der Regel nach der chronologischen Reihenfolge (bzw. nach Anmeldeda-
tum) angeboten.  
 
Ein Mietobjekt kann nur angeboten werden, wenn die Mindestanforderungen an die Per-
sonenzahl (siehe Punkt 4 Abs. 2) erfüllt sind. Einzelpersonen, die in der Wohngenossen-
schaft eine 4- bzw. 6-Zimmerwohnung oder ein Einfamilienhaus freigeben, kann auch 
eine 3-Zimmerwohnung angeboten werden. 
 
Bei 4- oder 6-Zimmerwohnungen und Einfamilienhäusern muss zum Zeitpunkt des Ein-
zuges mindestens ein Kind miteinziehen, welches noch keine 12 Jahre zählt.  
 
Abweichungen von der chronologischen Reihenfolge sind möglich, wenn 

• soziale Härtefälle vorliegen, die dem Vorstand bekannt sind; 

• sich das Mietobjekt aufgrund von Lage und Beschaffenheit für bestimmte Bewer-
ber:innen, z.B. für Familien mit Kindern, besonders eignet; 
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• die finanzielle Situation der Wohngenossenschaft einen internen Umzug nicht zu-
lässt; 

• das Mietobjekt aufgrund der Rahmenvereinbarung über Sozialwohnungen mit dem 
Kanton Basel-Stadt dem Amt für Miet- und Wohnungswesen angeboten wird. 

 
Genossenschafter:innen, die in der Wohngenossenschaft eine 4- oder 6-Zimmerwoh-
nung bzw. ein Einfamilienhaus bewohnen und sich für ein kleineres Mietobjekt beworben 
haben, werden wenn möglich vorgezogen. Sie bleiben ansonsten auf unbefristete Zeit 
vorgemerkt. 
 
Über Abweichungen entscheidet der Vorstand; diese sind im Protokoll der Vorstandssit-
zung festzuhalten. 
 
Um Leerstände zu vermeiden, sind in dringenden Fällen das Präsidium und die Ge-
schäftsstelle entscheidungsberechtigt. Ihre Entscheide sind dem Gesamtvorstand vor-
zulegen und zu protokollieren. 

6. Ablehnen eines angebotenen Mietobjekts 

Wird ein der Anmeldung entsprechendes Mietobjekt abgelehnt, werden die Bewerben-
den von der Vormerkliste gestrichen, sofern sie nicht triftige Gründe für die Ablehnung 
geltend machen können.  

7. Wohnungswechsel  

Interne Wohnungswechsel innerhalb derselben Objektkategorie (z.B. von einer kleinen 
in eine grössere 2-Zimmerwohnung) sind in der Regel nicht zulässig. Der Einfamilien-
hauswechsel ist generell ausgeschlossen. 
 
Bei internen Wechseln, wenn das bestehende Mietverhältnis kürzer als zwei Jahre ge-
dauert hat, wird zur Deckung der Umtriebe eine Entschädigung in der Höhe eines Miet-
zinses des bestehenden Mietverhältnisses fällig. 

8. Untervermietung 

Siehe allgemeine Vertragsbestimmungen Punkt 13 und Statuten Art.4 Abs.6. 

9. Unterbelegung 

Siehe Artikel 12 Abs.4 der Statuten und Punkt 4 Abs.2 des Vermietungsreglements. 

10. Überbelegung 

Die Personenzahl soll im bestehenden Mietverhältnis dem Mietobjekt angepasst sein. 

11. Zahlungsmodalitäten 

Die Summe des Genossenschaftsanteils beträgt drei Nettomonatsmietzinse (siehe Art. 
14 Abs. 1) gerundet auf die nächsten Fr. 500.00. Die Genossenschaftsanteile sind spä-
testens vor der Schlüsselübergabe einzuzahlen.  
 
Bei einer Erhöhung des Anteilscheinkapitals setzt der Vorstand gleichzeitig den Termin 
der Fälligkeit fest. Die Fälligkeit des Termins variiert je nach Grösse resp. der Höhe der 
Anteilscheinsumme des Mietobjektes. 
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12. Allgemeine Bestimmungen 

Sieht sich der Vorstand in Einzelfällen veranlasst, von den vorliegenden Richtlinien ab-
zuweichen, so bedarf es eines ordentlichen Beschlusses des Vorstandes, der im Sit-
zungsprotokoll zu begründen und festzuhalten ist. 

13. Gültigkeit 

Dieses Vermietungsreglement ist integraler Bestandteil des Mietvertrags. Es wurde vom 
Vorstand am 19. Mai 2025 beschlossen und tritt ab dem 1. Juni 2025 in Kraft bzw. wird 
mit Unterzeichnung des Mietvertrags wirksam. 
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Tierhalteordnung 

Grundsätzlich soll die Heimtierhaltung von gegenseitiger Rücksichtnahme und Toleranz ge-
prägt sein. Heimtiere sind unter Bedingungen zu halten, die ihre Gesundheit und ihr Wohlbe-
finden fördern. 
 
Es dürfen gemäss den Allgemeinen Vertragsbestimmungen zum Genossenschafts-Mietver-
trag maximal zwei Tiere pro Haushalt gehalten werden. 

1. Geltungsbereich 

Die Haltung von Haustieren ist bewilligungspflichtig. Vor der Anschaffung eines Haustie-
res ist ein schriftlicher Antrag an den Vorstand zu stellen. Die Erteilung der Bewilligung 
bedingt zudem, dass die Tierhaltenden eine Tierhaltevereinbarung mit der Vermieterin 
unterzeichnen. 
 
Kleintiere wie Meerschweinchen, Goldhamster, Streifenhörnchen, Hausmäuse, Hausrat-
ten, Chinchillas, Degus, Hauskaninchen, Griechische Landschildkröten, Kanarienvögel, 
Wellensittiche und Zierfische dürfen ohne Zustimmung der Vermieterin in den Wohnräu-
men gehalten werden, soweit sich die Anzahl dieser Tiere in den üblichen Grenzen hält 
und sofern sie von den Tierhaltenden heimtiergerecht gehalten werden. 

2. Heimtiergerechte Haltung 

Die Tierhaltenden haben stets bestrebt zu sein, den Heimtierbedürfnissen in räumlicher, 
pflegerischer und sozialer Hinsicht gerecht zu werden und die Heimtierhaltung in allen 
Belangen möglichst tiergerecht zu gestalten. Es ist ihre Pflicht, mit dem Heimtier res-
pektvoll und bewahrend umzugehen. Sie haben sich ihrer Verantwortung für das Wohl-
befinden des Heimtiers voll bewusst zu sein. 

3. Hausruhe, Rücksichtnahme und Sicherheit der Nachbarn 

Die Tierhaltenden verpflichten sich, dafür besorgt zu sein, dass die Hausruhe durch das 
Heimtier nach vernünftigem Ermessen nicht übermässig gestört wird. 
 
Die Tierhaltenden verpflichten sich, bei der Haltung des Heimtiers auf die Nachbarn ge-
bührend Rücksicht zu nehmen. Sie sind dafür besorgt, dass die Heimtierhaltung deren 
Sicherheit nicht gefährdet. 

4. Wohnhygiene und Reinigungspflichten 

Die Tierhaltenden verpflichten sich im Zusammenhang mit der Heimtierhaltung, der 
Wohnhygiene besondere Beachtung zu schenken. Belästigungen der Nachbarn durch 
übermässige Tierlaute, unzumutbaren Geruch, umherliegende Tierhaare usw. sind zu 
vermeiden.  
 
Falls das Heimtier die allgemeinen Räume wie Treppenhaus, Waschküche, Keller oder 
Gärten (insbesondere den Kinderspielplatz) verunreinigt, ist die Reinigung Sache der 
verantwortlichen Tierhaltenden. Kommen die Tierhaltenden dieser Pflicht nicht zeitnah 
nach, ist der Vorstand befugt, die Reinigung auf Kosten der verantwortlichen Tierhalten-
den vornehmen zu lassen. Allfälliger durch die Tierhaltung verursachter zusätzlicher Rei-
nigungsbedarf des Mietobjektes bei Auszug wird den Tierhaltenden vollumfänglich in 
Rechnung gestellt.  
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5. Beaufsichtigung 

Die Tierhaltenden verpflichten sich, Hunde innerhalb der Gesamtüberbauung und der 
dazugehörenden Grundstücke stets zu beaufsichtigen Der Zutritt von Hunden zum Kin-
derspielplatz ist nicht gestattet. Katzen dürfen frei laufen gelassen werden. Sie müssen 
kastriert sein. 

6. Bauliche Veränderungen 

Bauliche Veränderungen (Katzenleitern, Katzentüren usw.) sind grundsätzlich verboten. 
Kleinere Eingriffe wie z.B. Katzennetze sind bewilligungspflichtig. Es ist vor der Anbrin-
gung ein schriftlicher Antrag an den Vorstand zu stellen. Akustische Geräte zur Abschre-
ckung von Tieren sind generell verboten.  

7. Haftung 

Die Tierhaltenden haften für alle durch die Heimtierhaltung am Mietobjekt, am und im 
Gebäude und dessen Umgebung verursachten Schäden, insbesondere auch für die 
durch die Tierhaltung erhöhte Abnutzung am Mietobjekt (z. B. an Böden, Tapeten, Türen 
usw.). Der Mietpartei wird empfohlen, dafür eine Haftpflichtversicherung abzuschliessen 
und sich schriftlich zusichern zu lassen, dass derartige Schäden gedeckt sind.  

8. Unrechtsfolgen 

Bei berechtigten Beschwerden der Nachbarn sowie bei schweren oder wiederholten 
Verstössen gegen die Ziffern 2 bis 6 dieser Vereinbarung kann die Vermieterin schriftlich 
verlangen, dass die störenden Auswirkungen der Heimtierhaltung innert Wochenfrist be-
seitigt werden. Leisten die Tierhaltenden auch einer zweiten schriftlichen Mahnung keine 
Folge, so kann die Vermieterin auf vertragsgemässe Benützung, Unterlassung des Miss-
brauches und Schadenersatz klagen. 
 
Aus wichtigen Gründen kann die Vermieterin unter Einhaltung einer Frist von zwei Mo-
naten durch eingeschriebenen Brief den Tierhaltenden die Genehmigung zur Heimtier-
haltung entziehen. Die Tierhaltenden haben innert dieser Frist ihre Heimtiere an einen 
neuen, geeigneten Platz ausserhalb des Mietobjekts zu bringen. 
 
Die Vermieterin kann überdies, wenn die übrigen Bedingungen erfüllt sind, im Sinne von 
Art. 257 f. und 266 g. OR das Mietverhältnis ausserordentlich kündigen. Vorbehalten 
bleibt die ordentliche Kündigung nach Art. 266 und 266 a. OR. 

9. Gültigkeit 

Diese Tierhalteordnung ist integraler Bestandteil des Mietvertrags. Sie wurde vom Vor-
stand am 19. Mai 2025 beschlossen und tritt ab dem 1. Juni 2025 in Kraft bzw. wird mit 
Unterzeichnung des Mietvertrags wirksam. 
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